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Der Kauf oder Verkauf von Investmentantei-
len erfolgt auf der Basis des zurzeit gültigen 
Verkaufsprospekts und der „Allgemeinen Ver-
tragsbedingungen“ in Verbindung mit den 
„Besonderen Vertragsbedingungen“. Es ist 
nicht gestattet, von diesem Prospekt abwei-
chende Auskünfte oder Erklärungen abzuge-
ben. Jeder Kauf und Verkauf von Anteilen auf 
der Basis von Auskünften oder Erklärungen, 
welche nicht in diesem Prospekt enthalten 
sind, erfolgt ausschließlich auf Risiko des 
Käufers. Dieser Verkaufsprospekt wird er-
gänzt durch den jeweils letzten Jahresbericht. 
Wenn der Stichtag des Jahresberichts länger 
als acht Monate zurückliegt, ist dem Erwerber 
auch der Halbjahresbericht vor Vertrags-
schluss anzubieten. 
 
Dem Vertragsverhältnis zwischen Kapitalanlagege-
sellschaft und Anleger sowie den vorvertraglichen 
Beziehungen wird deutsches Recht zugrunde ge-
legt. Gemäß § 23 Abs. 2 der „Allgemeinen Ver-
tragsbedingungen“ ist der Sitz der Kapitalanlage-
gesellschaft Gerichtsstand für Streitigkeiten aus 
dem Vertragsverhältnis, sofern der Anleger keinen 
allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat. Laut 
§ 123 Abs. 1 Investmentgesetz (InvG) sind sämtli-
che Veröffentlichungen und Werbeschriften in deut-
scher Sprache abzufassen oder mit einer deutschen 
Übersetzung zu versehen. Die Kapitalanlagegesell-
schaft wird ferner die gesamte Kommunikation mit 
ihren Anlegern in deutscher Sprache führen. 
 
Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Vorschrif-
ten des Investmentgesetzes können Verbraucher 
die Ombudsstelle für Investmentfonds beim BVI 
Bundesverband Investment und Asset Management 
e.V., Unter den Linden 42, 10117 Berlin, anrufen. 
Das Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt hiervon 
unberührt. 
 
Bei Streitigkeiten aus der Anwendung des Bürgerli-
chen Gesetzbuches betreffend Fernabsatzverträge 
über Finanzdienstleistungen können sich die Betei-
ligten auch an die Schlichtungsstelle der Deutschen 
Bundesbank, Postfach 11 12 32 in 60047 Frankfurt, 
Tel.: 069/2388-1907 oder -1906, Fax: 069/2388-
1919, schlichtung@bundesbank.de wenden. Das 
Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt hiervon unbe-
rührt (die weiteren Kontaktdaten sind auf der 
Homepage des BVI www.bvi.de abrufbar). 
 
Der in deutscher Sprache erstellte Verkaufspros-
pekt wurde in eine oder mehrere Sprachen über-
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setzt. Rechtlich bindend ist allein die deutsche 
Fassung. 
Soweit nicht im Einzelfall etwas anders geregelt ist, 
entsprechen sämtliche Begriffe, die in diesem Ver-
kaufsprospekt verwendet werden, denen des In-
vestmentgesetzes (InvG). 
 
 
Beschränkungen der Ausgabe von Anteilen: 
Die Verbreitung der in diesem Verkaufsprospekt 
enthaltenen Informationen und das Angebot von in 
diesem Verkaufsprospekt beschriebenen Anteilen 
im Rahmen eines öffentlichen Vertriebs sind nur in 
solchen Ländern zulässig, in denen eine Vertriebs-
zulassung besteht. 
Insbesondere sind die Anteile nicht für den Vertrieb 
in den Vereinigten Staaten von Amerika oder an 
US-Bürger bestimmt. Als in den USA steuerpflichti-
ge natürliche Personen werden beispielsweise die-
jenigen betrachtet, die 
(a) in den USA oder einem ihrer Territorien 
bzw. Hoheitsgebiete geboren wurden, 
(b) eingebürgerte Staatsangehörige sind (z. B. 
Green Card Holder) 
(c) im Ausland als Kind eines Staatsangehöri-
gen der USA geboren wurden, 
(d) ohne Staatsangehöriger der USA zu sein, 
sich überwiegend in den USA aufhalten oder  
(e)  mit einem Staatsangehörigen der USA 
verheiratet sind. 
Als in den USA steuerpflichtige juristische Personen 
werden bspw. betrachtet 
(a) Gesellschaften und Kapitalgesellschaften, 
die unter den Gesetzen eines der 50 US-
Bundesstaaten oder des District of Columbia ge-
gründet wurden, 
(b) eine Gesellschaft oder Personengesell-
schaft, die unter einem »Act of Congress« gegrün-
det wurde, oder 
(c) ein Pensionsfonds, der als US-Trust ge-
gründet wurde. 
Die Kapitalanlagegesellschaft kann jederzeit aus 
eigenem Ermessen einen Zeichnungsantrag zu-
rückweisen. 
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Verkaufsprospekt. 

1. Grundlagen 
Das Sondervermögen iShares eb.rexx® Jumbo 
Pfandbriefe (DE) ist ein "Richtlinienkonformes 
Sondervermögen" im Sinne des InvG (im 
Folgenden "das Sondervermögen" genannt). Es 
wird von der BlackRock Asset Management 
Deutschland AG (im Folgenden "Gesellschaft" 
genannt) verwaltet. 
Die Verwaltung des Sondervermögens besteht vor 
allem darin, das von den Anlegern bei der Gesell-
schaft eingelegte Geld unter Beachtung des Grund-
satzes der Risikomischung in verschiedenen Ver-
mögensgegenständen gesondert vom Vermögen 
der Gesellschaft anzulegen. Das Sondervermögen 
gehört nicht zur Insolvenzmasse der Kapitalanla-
gegesellschaft. 
In welchen Vermögensgegenständen die Gesell-
schaft das Geld anlegen darf und welche Bestim-
mungen sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus 
dem Investmentgesetz und den Vertragsbedingun-
gen, die das Rechtsverhältnis zwischen den Anle-
gern und der Gesellschaft regeln. Die Vertragsbe-
dingungen umfassen einen allgemeinen und einen 
besonderen Teil („Allgemeine Vertragsbedingun-
gen“ und „Besondere Vertragsbedingungen“). Die 
Verwendung der Vertragsbedingungen für ein Son-
dervermögen unterliegt der Genehmigungspflicht 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin). 

1.1. Verkaufsunterlagen 
Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerin-
formationen, die Vertragsbedingungen und die 
Satzung sowie die aktuellen Jahres- und Halbjah-
resberichte sind kostenlos erhältlich bei der Black-
Rock Asset Management Deutschland AG, Max-
Joseph-Str. 6, 80333 München. 
Zusätzliche Informationen über die Anlagegrenzen 
dieses Sondervermögens, die Risikomanagement-
methoden und die jüngsten Entwicklungen bei den 
Risiken und Renditen der wichtigsten Kategorien 
von Vermögensgegenständen sind in elektronischer 
Form bei der Gesellschaft erhältlich. 

1.2. Vertragsbedingungen 
Die Vertragsbedingungen sind in diesem Prospekt 
abgedruckt. 
Die Vertragsbedingungen können von der Gesell-
schaft geändert werden. Änderungen der Vertrags-
bedingungen bedürfen der Genehmigung durch die 
BaFin. Änderungen der Anlagegrundsätze des Son-
dervermögens bedürfen zusätzlich der Genehmi-
gung durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft. 
Die vorgesehenen Änderungen werden im elektro-
nischen Bundesanzeiger und darüber hinaus unter 
www.iShares.de bekannt gemacht. Wenn die Ände-
rungen Vergütungen und Aufwandserstattungen, 
die aus dem Sondervermögen entnommen werden 
dürfen, oder die Anlagegrundsätze des Sonderver-
mögens oder wesentliche Anlegerrechte betreffen, 
werden die Anleger außerdem über ihre depotfüh-

renden Stellen in Papierform oder in elektronischer 
Form informiert. Diese Information umfasst die 
wesentlichen Inhalte der geplanten Änderungen, 
ihre Hintergründe, die Rechte der Anleger in Zu-
sammenhang mit der Änderung sowie einen Hin-
weis darauf, wo und wie weitere Informationen 
erlangt werden können. 
Die Änderungen treten frühestens am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. Änderungen von 
Regelungen zu den Vergütungen und Aufwen-
dungserstattungen treten frühestens drei Monate 
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht 
mit Zustimmung der BaFin ein früherer Zeitpunkt 
bestimmt wurde. Änderungen der bisherigen Anla-
gegrundsätze des Sondervermögens treten eben-
falls frühestens drei Monate nach Bekanntmachung 
in Kraft und sind nur unter der Bedingung zulässig, 
dass die Kapitalanlagegesellschaft den Anlegern 
anbietet, ihre Anteile gegen Anteile an Investment-
vermögen oder EU-Investmentvermögen mit ver-
gleichbaren Anlagegrundsätzen kostenlos umzu-
tauschen, sofern derartige Investmentvermögen 
von der Kapitalanlagegesellschaft oder einem an-
deren Unternehmen aus ihrem Konzern verwaltet 
werden, oder ihnen anbietet, ihre Anteile ohne 
Berechnung eines Rückgabeabschlags vor dem 
Inkrafttreten der Änderungen zurückzunehmen. 

2. Verwaltungsgesellschaft 
2.1. Firma, Rechtsform und Sitz 
Das Sondervermögen wird von der am 23.10.2000 
gegründeten BlackRock Asset Management 
Deutschland AG mit Sitz in München verwaltet. 
Die BlackRock Asset Management Deutschland AG 
ist eine Kapitalanlagegesellschaft im Sinne des 
Investmentgesetz (InvG) in der Rechtsform einer 
Aktiengesellschaft (AG). 
Die BlackRock Asset Management Deutschland AG 
darf seit dem 22. Dezember 2000 Wertpapierindex-
Sondervermögen verwalten. Nach der Anpassung 
an das Investmentgesetz darf die Gesellschaft seit 
dem 30. Juli 2004 Richtlinienkonforme Sonderver-
mögen sowie Gemischte Sondervermögen (Nicht-
richtlinienkonforme Wertpapierindex-
Sondervermögen) verwalten. 

2.2. Eigenkapital, Aufsichtsrat und 
Vorstand 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 5 Mio. 
Euro. Dieser Betrag wurde vollständig eingezahlt. 
Das haftende Eigenkapital beträgt 7 Mio. Euro. Es 
stehen keine Einlagen auf das gezeichnete Kapital 
aus. 
Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern: 
– Joseph Linhares (Vorsitzender),  

BlackRock, Managing Director, Head of EMEA 
iShares 

– Derek Stein 
BlackRock, Managing Director, Head of Business 
Operations Group 

– Prof. Dr. Markus Rudolf, 
Universitätsprofessor, WHU Otto Beisheim 
School of Management. 

Der Aufsichtsrat hat durch einstimmigen Beschluss 
die folgenden drei Personen als Mitglieder des 
Vorstands ernannt: 
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– Dr. Dirk Klee, München, geb. 1964        Black-
Rock Managing Director, Head of iShares Busi-
ness for Central & Eastern Europe, CEO Black-
Rock Asset Management Deutschland AG, CEO 
iShares (DE) I Investmentaktiengesellschaft mit 
Teilgesellschaftsvermögen zuvor Geschäftsfüh-
rer der Allianz Global Investors Deutschland 
GmbH (Holding) und Allianz Global Investors 
Kapitalanlagegesellschaft GmbH, 

– Michael Krautzberger, geb. 1970, BlackRock 
Managing Director, Head of Europe Fixed Inco-
me, CIO BlackRock Asset Management 
Deutschland AG, CIO iShares (DE) I Investmen-
taktiengesellschaft mit Teilgesellschaftsvermö-
gen, zuvor Head of European Fixed Income Ag-
gregate Portfolio Team bei Merrill Lynch In-
vestment Managers, 

– Dr. Thomas Groffmann, geb. 1964, BlackRock 
Managing Director, Chief Operating Officer 
(COO) for Germany, Austria & Eastern Europe, 
COO BlackRock Asset Management Deutschland 
AG, COO iShares (DE) I Investmentaktienge-
sellschaft mit Teilgesellschaftsvermögen, zuvor 
Direktor und Head of European Pension Coordi-
nation bei Allianz Global Investors Kapitalanla-
gegesellschaft GmbH und Head of European 
Pensions bei Allianz SE, München. 

3. Lizenzgeber und Lizenzvertrag 
3.1. Lizenzgeber und Lizenzvertrag 
Der eb.rexx® Jumbo Pfandbriefe (im Folgenden 
"zugrunde liegender Index" genannt) ist als 
Markenzeichen der Deutsche Börse AG (im 
Folgenden "Lizenzgeber" genannt) eingetragen und 
dadurch gegen unzulässige Verwendung geschützt. 
Der Lizenzgeber vergibt Lizenzen zur Nutzung des 
zugrunde liegenden Index als Basiswert für 
Kapitalmarktprodukte. 
Die Gesellschaft hat mit dem Lizenzgeber einen 
Lizenzvertrag abgeschlossen, durch den die Gesell-
schaft das Recht zur Nutzung des dem Sonderver-
mögen zugrunde liegenden Index erhalten hat. 

3.2. Haftungsausschluss des Lizenz-
gebers 
Das Sondervermögen wird vom Lizenzgeber weder 
gesponsert, gefördert, verkauft oder vermarktet. 
Der Lizenzgeber ist mit der Gesellschaft abgesehen 
von der Lizenzierung des zugrunde liegenden Index 
und der gestatteten Verwendung der Marke in 
Zusammenhang mit der Namensnennung des 
Sondervermögens in keiner Weise verbunden. 
Der Lizenzgeber garantiert weder für die Richtigkeit 
noch die Vollständigkeit des zugrunde liegenden 
Index und der darin enthaltenen Daten. Er lehnt 
jede Haftung für Fehler, Auslassungen oder 
Unterbrechungen, die den zugrunde liegenden 
Index betreffen, ab. Der Lizenzgeber garantiert 
weder direkt noch indirekt die Ergebnisse, welche 
die Gesellschaft durch Verwendung des zugrunde 
liegenden Index oder der darin enthaltenen Daten 
erzielt. Er übernimmt keine direkte oder indirekte 
Garantie bzw. keine Haftung bezüglich der 
Vermarktbarkeit, Eignung oder Nutzung des 
zugrunde liegenden Index  oder der darin 
enthaltenen Daten zu bestimmten Zwecken. 
Unbeschadet der vorstehenden Ausführungen 
haftet der Lizenzgeber unter keinen Umständen für 

etwaige Schäden, die aufgrund des zugrunde 
liegenden Index oder des darauf beruhenden 
Sondervermögens oder im Zusammenhang hiermit 
entstehen. Dieser Haftungsausschluss gilt auch für 
indirekte Verluste, außerordentliche Verluste oder 
Folgeverluste (einschließlich entgangener 
Gewinne), die sich auf den zugrunde liegenden 
Index oder das darauf beruhende Sondervermögen 
beziehen, selbst wenn der Lizenzgeber über die 
Geltendmachung eines solchen 
Schadensersatzanspruches in Kenntnis gesetzt 
worden ist.   
Etwaige Vereinbarungen oder Absprachen zwischen 
dem Lizenzgeber und der Gesellschaft kommen 
keiner Drittpartei zugute. 

4. Depotbank 
4.1. Allgemeines 
Das Investmentgesetz sieht eine Trennung der 
Verwaltung und der Verwahrung von Sonderver-
mögen vor. Mit der Verwahrung der Vermögensge-
genstände des Sondervermögens hat die Kapitalan-
lagegesellschaft ein Kreditinstitut als Depotbank 
beauftragt. 
Die Depotbank verwahrt die Vermögensgegenstän-
de in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten. Sie hat 
insbesondere dafür zu sorgen, dass die Ausgabe 
und die Rücknahme von Anteilen und die Berech-
nung des Wertes der Anteile den Vorschriften des 
Investmentgesetzes und den Vertragsbedingungen 
entsprechen. Weiterhin hat sie darauf zu achten, 
dass bei den für das Sondervermögen getätigten 
Geschäften der Gegenwert innerhalb der üblichen 
Fristen in ihre Verwahrung gelangt und die Erträge 
des Sondervermögens gemäß den Vorschriften des 
Investmentgesetzes und den Vertragsbedingungen 
verwendet werden. Sie hat darüber hinaus zu prü-
fen, ob die Anlage von Vermögensgegenständen 
auf Sperrkonten oder in Sperrdepots eines anderen 
Kreditinstitutes mit dem Investmentgesetz und den 
Vertragsbedingungen vereinbar ist. Wenn dies der 
Fall ist, hat sie ihre Zustimmung zu der Anlage zu 
erteilen. 
Die Depotbank ist grundsätzlich für alle Vermö-
gensgegenstände, die von ihr oder mit ihrer Zu-
stimmung von einer anderen Stelle verwahrt wer-
den, verantwortlich und haftet im Falle des Verlus-
tes. Wenn jedoch Wertpapiere im Ausland verwahrt 
werden und es sich beim dortigen Verwahrer nicht 
um die Clearstream Banking AG oder eine eigene 
ausländische Geschäftsstelle der Depotbank han-
delt, beschränkt sich die Haftung der Depotbank 
auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des 
ausländischen Verwahrers sowie die regelmäßig 
Überwachung der Einhaltung der Auswahlkriterien. 
Der Wert des Sondervermögens sowie der Wert der 
Anteile werden von der Depotbank unter Mitwir-
kung der Gesellschaft ermittelt. 

4.2. Firma, Rechtsform, Sitz und 
Haupttätigkeit 
Für das Sondervermögen hat die die State Street 
Bank GmbH mit Sitz in München, Brienner Straße 
59, 80333 München, das Amt der Depotbank über-
nommen. Die Depotbank ist ein Kreditinstitut nach 
deutschem Recht. Ihre Haupttätigkeit ist das Einla-
gengeschäft sowie das Wertpapiergeschäft. 
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5. Auflagedatum, Laufzeit und An-
lageziel des Sondervermögens 
5.1. Auflagedatum und Laufzeit 
Das Sondervermögen wurde am 02.12.2004 für 
unbestimmte Dauer aufgelegt. 
Die Anleger sind an den Vermögensgegenständen 
des Sondervermögens entsprechend der Anzahl 
ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen 
beteiligt. 

5.2. Anlageziel 
Das Sondervermögen strebt als Anlageziel die 
Erzielung einer Wertentwicklung an, die der Wert-
entwicklung des zugrunde liegenden Index ent-
spricht. Hierzu wird eine exakte und vollständige 
Nachbildung des zugrunde liegenden Index ange-
strebt. 
Grundlage hierfür ist der passive Managementan-
satz. Er beinhaltet im Gegensatz zum aktiven Ma-
nagementansatz das Prinzip, dass die Entscheidun-
gen über den Erwerb oder die Veräußerung von 
Vermögenswerten und die jeweilige Gewichtung 
dieser Vermögenswerte im Sondervermögen durch 
den zugrunde liegenden Index vorgegeben werden. 
Der passive Managementansatz und der Handel der 
Anteile über die Börse führen zu einer Begrenzung 
der Verwaltungskosten sowie der Transaktionskos-
ten, die dem Sondervermögen belastet werden. 

5.3. Erreichbarkeit des Anlageziels 
Es kann keine Zusicherung gemacht werden, 
dass das Anlageziel erreicht wird 
Der vollständigen Nachbildung der Wertentwicklung 
des zugrunde liegenden Index steht entgegen, dass 
es sich bei dem zugrunde liegenden Index um ein 
mathematisches Konstrukt handelt, bei dessen 
Berechnung bestimmte Annahmen unterstellt wer-
den. So wird unter anderem unterstellt, dass beim 
Erwerb und bei der Veräußerung von Wertpapieren 
keinerlei Transaktionskosten anfallen. Außerdem 
bleiben bei der Berechnung des zugrunde liegen-
den Index Verwaltungskosten und teilweise Steuer-
zahlungen, die sich wertmindernd auf den Anteil-
preis des Sondervermögens auswirken, gänzlich 
unberücksichtigt. 
Detaillierte Informationen über den zugrunde lie-
genden Index sind bei der Gesellschaft oder bei 
dem Lizenzgeber in schriftlicher oder elektronischer 
Form erhältlich. 

6. Anlagegrundsätze 
6.1. Allgemeines 
Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen die 
folgenden Vermögensgegenstände erwerben: 
a) Wertpapiere gemäß der nachstehend aufgeführ-

ten Gattung: 
Schuldverschreibungen von Ausstellern mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
wenn die Schuldverschreibungen an einer Börse 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
zum amtlichen Markt zugelassen oder in einen 
organisierten Markt in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union einbezogen sind, der aner-
kannt und für das Publikum offen und dessen 
Funktionsweise ordnungsgemäß ist, oder deren 
Zulassung zum amtlichen Markt an einer Börse 

in der Europäischen Union oder deren Einbezie-
hung in den organisierten Markt in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union nach den 
Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern 
die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb ei-
nes Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt, 

b) Bankguthaben gemäß § 49 InvG. 
Der Erwerb von auf Fremdwährung lautenden 
Schuldverschreibungen im Sinne von Absatz 1 ist 
ausgeschlossen, 
3. Geldmarktinstrumente gemäß § 48 InvG, Deri-

vate gemäß § 51 InvG, Investmentanteile ge-
mäß § 8 der "Allgemeinen Vertragsbedingun-
gen" und sonstige Anlageinstrumente gemäß 
§ 52 InvG dürfen für das Sondervermögen nicht 
erworben werden. 

Die Bankguthaben dürfen abweichend von § 7 Satz 
2 der "Allgemeinen Vertragsbedingungen" nicht auf 
Fremdwährung lauten. 
Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen nur 
solche Vermögensgegenstände erwerben, die da-
rauf gerichtet sind, unter Wahrung einer angemes-
senen Risikomischung den zugrunde liegenden 
Index nachzubilden. Der zugrunde liegende Index 
ist von der BaFin anerkannt und erfüllt die im Fol-
genden genannten Voraussetzungen des Invest-
mentgesetzes: 
- Die Zusammensetzung des Index ist hinrei-

chend diversifiziert, 
- Der Index stellt eine adäquate Bezugsgrundlage 

für den Markt, auf den er sich bezieht, dar, 
- Der Index wird in angemessener Weise veröf-

fentlicht. 
Die Angaben über die Zusammensetzung des zu-
grunde liegenden Index sind ferner für den Schluss 
oder für die Mitte des jeweiligen Geschäftsjahres 
im letzten bekannt gemachten Jahresbericht oder 
Halbjahresbericht des Sondervermögens enthalten. 
Aufgrund der Bindung an den zugrunde lie-
genden Index und der dadurch möglichen 
Überschreitung bestimmter Aussteller- und 
Anlagegrenzen gilt der Grundsatz der Risiko-
mischung für dieses Sondervermögen nur 
eingeschränkt. 

6.2. Auswirkungen von Indexanpas-
sungen 
Zur möglichst exakten Nachbildung des zugrunde 
liegenden Index wird angestrebt, dass das Fonds-
management sämtliche Änderungen in der Zu-
sammensetzung und Gewichtung des zugrunde 
liegenden Index nachvollzieht. 
Es liegt im Ermessen des Fondsmanagements, zu 
beurteilen, in welchem Zeitrahmen die Sonderver-
mögen angepasst werden und ob eine Anpassung 
unter Beachtung des Anlageziels angemessen ist. 

6.3. Indexnachbildung und Vorrang 
der direkten Duplizierung 
Zur Nachbildung des zugrunde liegenden Index 
dürfen ausschließlich die folgenden Vermögensge-
genstände erworben werden: 
- Wertpapiere, die im Wertpapierindex enthalten 

sind oder im Zuge von Indexänderungen in die-
sen aufgenommen werden (Indexwertpapiere). 
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6.4. Duplizierungsgrad 
Um den zugrunde liegenden Index nachzubilden, 
darf der Anteil der im Sondervermögen befindli-
chen Vermögensgegenstände im Sinne des Punktes 
6.3 einen Duplizierungsgrad von 95 % nicht unter-
schreiten. Der Duplizierungsgrad drückt den Anteil 
der oben genannten Wertpapiere im Sondervermö-
gen aus, der hinsichtlich der Gewichtung mit dem 
zugrunde liegenden Index übereinstimmt. 

7. Anteilklassen 
Das Sondervermögen kann aus verschiedenen 
Anteilklassen bestehen, das heißt die 
ausgegebenen Anteile verbriefen unterschiedliche 
Rechte, je nachdem zu welcher Klasse sie gehören. 
Die bestehenden Anteilklassen sind in dem 
"Überblick über die bestehenden Anteilklassen" vor 
den "Allgemeinen Vertragsbedingungen" in diesem 
Verkaufsprospekt zu finden. 
Die Anteilklassen können sich hinsichtlich der 
Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des 
Rücknahmeabschlags und der 
Verwaltungsvergütung, der MIndestanlagesumme, 
der Währung des Anteilswerts, der Höhe des 
Anteilswerts, des Abschlusses von 
Währungskurssicherungsgeschäften oder einer 
Kombination dieser Merkmale unterscheiden. 
Aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung kann 
das wirtschaftliche Ergebnis, das der Anleger mit 
seinem Investment in das Sondervermögen erzielt, 
variieren, je nachdem, zu welcher Anteilklasse die 
von ihm erworbenen Anteile gehören. 
Das gilt sowohl für die Rendite, die der Anleger vor 
einer Besteuerung der Erträge erzielt, als auch für 
die Rendite nach einer Besteuerung der Erträge. 
Der Erwerb von Vermögensgegenständen ist nur 
einheitlich für das ganze Sondervermögen zulässig, 
er kann nicht für eine einzelne Anteilklasse oder 
Gruppen von Anteilklassen erfolgen. 
 
Werden weitere Anteilklassen gebildet, bleiben die 
Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden 
Anteilklassen erworben haben davon jedoch unbe-
rührt. Mit den Kosten, die anlässlich der Einführung 
einer Anteilklasse anfallen, dürfen ausschließlich 
die Anleger dieser neuen Anteilklasse belastet 
werden. 

8. Anlageinstrumente im Einzel-
nen 
8.1. Wertpapiere 
Sofern die „Besonderen Vertragsbedingungen“ 
keine weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die 
Gesellschaft vorbehaltlich des § 52 InvG Wertpa-
piere nur erwerben, wenn 

c) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum zum Handel zu-
gelassen oder dort an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen 
einbezogen sind,  

d) sie ausschließlich an einer Börse außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder au-
ßerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

zum Handel zugelassen oder dort an einem ande-
ren organisierten Markt zugelassen oder in diesen 
einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse 
oder dieses organisierten Marktes von der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bun-
desanstalt) zugelassen ist1, 

e) ihre Zulassung an einer Börse in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre 
Zulassung an einem organisierten Markt oder ihre 
Einbeziehung in diesen in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedin-
gungen zu beantragen ist, sofern die Zulassung 
oder Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt, 

f) ihre Zulassung an einer Börse zum Handel oder 
ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder 
die Einbeziehung in diesen außerhalb der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder außer-
halb der anderen Vertragstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum nach den 
Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern 
die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten 
Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist und 
die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpa-
piere innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe 
erfolgt, 

g) es Aktien sind, die dem Sondervermögen bei einer 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zu-
stehen, 

h) sie in Ausübung von Bezugsrechten, die zum 
Sondervermögen gehören, erworben wurden, 

i) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die 
in § 47 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 InvG genannten Kri-
terien erfüllen, 

j) es Finanzinstrumente sind, die die in § 47 Absatz 
1 Satz 1 Nr. 8 InvG genannten Kriterien erfüllen. 

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buch-
staben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusätzlich 
die Vorraussetzungen des § 47 Absatz 1 Satz 2 
InvG erfüllt sind. 

8.2. Bankguthaben 
Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver-
mögens auch Bankguthaben halten, die eine Lauf-
zeit von höchstens zwölf Monaten haben. Diese 
Guthaben sind auf Sperrkonten bei einem Kreditin-
stitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum zu unterhalten. Nach 
Maßgabe der Allgemeinen Vertragsbedingungen 
können sie auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in 
einem Drittstaat unterhalten werden. 

9. Ausstellergrenzen und Anlage-
grenzen 
9.1. Ausstellergrenzen 
Die Gesellschaft hat bei der Verwaltung des Son-
dervermögens die im Investmentgesetz und die in 

                                                                  
1 Die Börsenliste wird auf der Homepage der Bun-
desanstalt veröffentlicht. www.bafin.de 
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den Vertragsbedingungen festgelegten Grenzen 
und Beschränkungen zu beachten. 
Die Gesellschaft darf bis zu 20 % des Wertes des 
Sondervermögens in Wertpapiere eines Ausstellers 
(Schuldners) anlegen. Diese Grenze darf für Wert-
papiere eines Schuldners auf bis zu 35 % des Wer-
tes des Sondervermögens angehoben werden. Eine 
Anlage bis zu dieser Grenze ist nur bei einem einzi-
gen Aussteller (Schuldner) zulässig. 
Bei Vermögensgegenständen, die sich auf den 
zugrunde liegenden Index beziehen, ist der Kurs-
wert der Indexwertpapiere anteilig auf die jeweili-
gen Ausstellergrenzen anzurechnen. 

9.2. Anlagegrenzen 
Die Gesellschaft darf bis zu 5% in Bankguthaben 
gemäß den „Allgemeinen Vertragsbedingungen“ 
anlegen. Das Sondervermögen muss zu 
mindestens 95% in Vermögensgegenstände im 
Sinne von Punkt 6.3 auf den Wertpapierindex 
investiert sein. 

10. Darlehens- und Pensionsge-
schäfte 
10.1. Darlehensgeschäfte 
Die im Sondervermögen vorhandenen Vermögens-
gegenstände können darlehensweise gegen markt-
gerechtes Entgelt an Dritte übertragen werden. 
Werden die Vermögensgegenstände auf unbe-
stimmte Zeit übertragen, so hat die Gesellschaft 
eine jederzeitige Kündigungsmöglichkeit. Es muss 
vertraglich vereinbart werden, dass nach Beendi-
gung der Darlehenslaufzeit dem Sondervermögen 
Vermögensgegenstände gleicher Art, Güte und 
Menge zurück übertragen werden. Voraussetzung 
für die darlehensweise Übertragung von Vermö-
gensgegenständen ist, dass dem Sondervermögen 
ausreichende Sicherheiten gewährt werden. Hierzu 
können Guthaben abgetreten oder verpfändet oder 
Geldzahlungen geleistet bzw. Wertpapiere übereig-
net oder verpfändet werden. Die Erträge aus der 
Anlage der Sicherheiten stehen dem Sondervermö-
gen zu. 
Der Darlehensnehmer ist außerdem verpflichtet, 
die Zinsen aus darlehensweise erhaltenen Wertpa-
pieren bei Fälligkeit an die Depotbank für Rechnung 
des Sondervermögens zu zahlen. Werden Wertpa-
piere befristet verliehen, so ist dies auf 15 % des 
Wertes des Sondervermögens beschränkt. Alle an 
einen Darlehensnehmer übertragenen Wertpapiere 
dürfen 10 % des Wertes des Sondervermögens 
nicht übersteigen. 
Gelddarlehen darf die Kapitalanlagegesellschaft 
Dritten für Rechnung des Sondervermögens nicht 
gewähren. 

10.2. Pensiongeschäfte 
Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver-
mögens Wertpapier-Pensionsgeschäfte mit Kredit-
instituten und Finanzdienstleistungsinstituten mit 
einer Höchstlaufzeit von zwölf Monaten abschlie-
ßen. Pensionsgeschäfte sind nur in Form so ge-
nannter echter Pensionsgeschäfte zulässig. Dabei 
übernimmt der Pensionsnehmer die Verpflichtung, 
die Vermögensgegenstände zu einem bestimmten 
oder vom Pensionsgeber zu bestimmenden Zeit-
punkt zurück zu übertragen. 

11. Kreditaufnahme 
Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten für ge-
meinschaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu 
10 % des Wertes des Sondervermögens zulässig, 
sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme 
marktüblich sind und die Depotbank der Kreditauf-
nahme zustimmt. 

12. Bewertung 
12.1. Allgemeine Regeln für die 
Vermögensbewertung 
Vermögensgegenstände, die zum Handel an Börsen 
zugelassen sind oder in einen anderen organisier-
ten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen 
sind sowie Bezugsrechte für das Sondervermögen 
werden zum jeweiligen Kurswert bewertet, sofern 
nachfolgend unter „Besondere Bewertungsregeln“ 
nicht anders angegeben. 

12.2. Besondere Bewertungsrege-
lungen für Bankguthaben und Darle-
hen 
Bankguthaben werden grundsätzlich zum Nennwert 
angesetzt. 
Für die Rückerstattungsansprüche aus Darlehens-
geschäften ist der jeweilige Kurswert der als Darle-
hen übertragenen Vermögensgegenstände maßge-
bend. 

13. Wertentwicklung 
Die Graphik zeigt die Wertentwicklung des 
zugrunde liegenden Index und des 
Sondervermögens über einen Zeitraum der letzten 
8 Jahre ab dem 01.01.2004. 
Die historische Wertentwicklung des Sonder-
vermögens ermöglicht keine Prognose für die 
zukünftige Wertentwicklung des Sonderver-
mögens. 

 eb.rexx® Jumbo Pfandbriefe: Jahres-Renditen Perf.-Index vs. 
Sondervermögen 
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Quelle: Bloomberg/BlackRock Asset Management 
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14. Risikohinweise. 

14.1. Allgemeines 
Die Vermögensgegenstände, in welche die Kapital-
anlagegesellschaft für Rechnung des Sonderver-
mögens investiert, enthalten neben den Chancen 
auf Wertsteigerung auch Risiken. So können Wert-
verluste auftreten, indem der Marktwert der Ver-
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mögensgegenstände gegenüber dem Einstands-
preis fällt. Veräußert der Anleger Anteile des Son-
dervermögens zu einem Zeitpunkt, in dem die 
Kurse der in dem Sondervermögen befindlichen 
Vermögensgegenstände gegenüber dem Zeitpunkt 
seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er das 
von ihm in das Sondervermögen investierte Geld 
nicht oder nicht vollständig zurück. Obwohl jedes 
Sondervermögen stetige Wertzuwächse anstrebt, 
können diese nicht garantiert werden. Das Risiko 
des Anlegers ist jedoch auf die angelegte Summe 
beschränkt. Eine Nachschusspflicht über das vom 
Anleger investierte Geld hinaus besteht nicht. 

14.2. Verlustrisiko 
Der Anteilinhaber unterliegt bei einer negativen 
Entwicklung des zugrunde liegenden Index mit 
seinem Anteil uneingeschränkt einem entsprechen-
den Verlustrisiko. Die Gesellschaft wird den Wert-
verlust nicht mittels Absicherungsgeschäften be-
grenzen (kein aktives Management). 

14.3. Abweichungsrisiko 
Eine vorübergehende Nichtverfügbarkeit bestimm-
ter Wertpapiere am Markt oder andere außeror-
dentliche Umstände können zu einer Abweichung 
von der genauen Index-Wertentwicklung führen. 
Darüber hinaus entstehen dem Sondervermögen 
bei Nachbildung des zugrunde liegenden Index 
Transaktionskosten und sonstige Kosten, Gebühren 
oder Steuern und Abgaben, die bei Berechnung des 
Index keine Berücksichtigung finden. Dies führt 
dazu, dass das Sondervermögen die Entwicklung 
des zugrunde liegenden Index nicht vollständig 
abbilden kann. Unter die außerordentlichen Um-
stände fallen auch Erwerbs- und Veräußerungsrest-
riktionen im Hinblick auf die Einhaltung von gesetz-
lichen Grenzen, die sich aus der Zugehörigkeit zur 
BlackRock Group ergeben. 

14.4. Konzentrationsrisiko 
Der dem Sondervermögen zugrunde liegende 
Index konzentriert die Anlage der 
Vermögensgegenstände auf einen bestimmten 
nationalen Markt. Dadurch ist das Sondervermögen 
ausschließlich von der Entwicklung dieses 
nationalen Marktes und nicht des Gesamtmarktes 
abhängig. 

14.5. Marktrisiko 
Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz-
produkten hängt insbesondere von der Entwicklung 
der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allge-
meinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirt-
schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in 
den jeweiligen Ländern beeinflusst wird. Auf die 
allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer 
Börse können auch irrationale Faktoren wie Stim-
mungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 

14.6. Zinsänderungsrisiko 
Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere 
ist die Möglichkeit verbunden, dass sich das 
Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung 
eines Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen 
die Marktzinsen gegenüber den Zinsen zum Zeit-
punkt der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der 
festverzinslichen Wertpapiere. Diese Kursentwick-
lung führt dazu, dass die aktuelle Rendite des fest-
verzinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen 
Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen 

fallen jedoch je nach Laufzeit der festverzinslichen 
Wertpapiere unterschiedlich aus. Festverzinsliche 
Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten haben gerin-
gere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpapiere 
mit längeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpa-
piere mit kürzeren Laufzeiten haben demgegen-
über in der Regel geringere Renditen als festver-
zinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. 
Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer 
kurzen Laufzeit von maximal 397 Tagen tendenziell 
geringere Kursrisiken. 

14.7. Abwicklungsrisiko 
Insbesondere bei der Investition in nicht notierte 
Wertpapiere besteht das Risiko, dass die Abwick-
lung durch ein Transfersystem aufgrund einer ver-
zögerten oder nicht vereinbarungsgemäßen Zah-
lung oder Leistung nicht erwartungsgemäß ausge-
führt wird. 

14.8. Verwahrrisiko 
Mit der Verwahrung von Vermögensgegenständen 
insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko ver-
bunden, das aus Insolvenz, Sorgfaltspflichtverlet-
zungen oder missbräuchlichem Verhalten des Ver-
wahrers oder eines Unter-Verwahrers resultieren 
kann. Die Depotbank haftet nicht unbegrenzt für 
den Verlust oder Untergang von Vermögensgegen-
ständen, die im Ausland bei anderen Verwahrstel-
len gelagert werden (siehe Abschnitt Depotbank). 

14.9. Inflationsrisiko 
Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko für 
alle Vermögensgegenstände. 

14.10. Rechtliches und steuerliches 
Risiko 
Die rechtliche und steuerliche Behandlung von 
Sondervermögen kann sich in unabsehbarer und 
nicht beeinflussbarer Weise ändern. Eine Änderung 
fehlerhaft festgestellter Besteuerungsgrundlagen 
des Sondervermögens für vorangegangene Ge-
schäftsjahre (z.B. aufgrund von steuerlichen Au-
ßenprüfungen) kann für den Fall einer für den 
Anleger steuerlich grundsätzlich nachteiligen Kor-
rektur zur Folge haben, dass der Anleger die Steu-
erlast aus der Korrektur für vorangegangene Ge-
schäftsjahre zu tragen hat, obwohl er unter Um-
ständen zu diesem Zeitpunkt nicht in dem Sonder-
vermögen investiert war. Umgekehrt kann für den 
Anleger der Fall eintreten, dass ihm eine steuerlich 
grundsätzlich vorteilhafte Korrektur für das aktuelle 
und für vorangegangene Geschäftsjahre, in denen 
er an dem Sondervermögen beteiligt war, durch die 
Rückgabe oder Veräußerung der Anteile vor Um-
setzung der entsprechende Korrektur nicht mehr 
zugute kommt. 
Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu 
führen, dass steuerpflichtige Erträge bzw. steuerli-
che Vorteile in einem anderen als eigentlich zutref-
fenden Veranlagungszeitraum tatsächlich steuerlich 
veranlagt werden und sich dies beim einzelnen 
Anleger negativ auswirkt. 

14.11. Änderung der Vertragsbedin-
gungen; Auflösung oder Verschmel-
zung 
Die Gesellschaft behält sich in den Vertragsbedin-
gungen für das Sondervermögen das Recht vor, die 
Vertragsbedingungen zu ändern. Ferner ist es ihr 
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gemäß den Vertragsbedingungen möglich, das 
Sondervermögen ganz aufzulösen oder es mit 
einem anderen Investmentvermögen zu ver-
schmelzen. Für den Anleger besteht daher das 
Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer 
nicht realisieren kann. 

14.12. Risiko der Rücknahmeausset-
zung 
Die Anleger können grundsätzlich von der Gesell-
schaft die bewertungstägliche Rücknahme ihrer 
Anteile verlangen. Die Gesellschaft kann die Rück-
nahme der Anteile jedoch bei Vorliegen außerge-
wöhnlicher Umstände zeitweilig aussetzen und die 
Anteile erst später zu dem dann gültigen Preis 
zurücknehmen. Dieser Preis kann niedriger liegen 
als derjenige vor Aussetzung der Rücknahme. 

14.13. Änderung der Anlagepolitik 
Durch eine Änderung der Anlagepolitik innerhalb 
des gesetzlich und vertraglich zulässigen Anlages-
pektrums kann sich das mit dem Sondervermögen 
verbundene Risiko inhaltlich verändern. 

14.14. Adressenausfallrisiko 
Durch den Ausfall eines Ausstellers können Verlus-
te für das Sondervermögen entstehen. Das Aus-
stellerrisiko beschreibt die Auswirkung der beson-
deren Entwicklungen des jeweiligen Ausstellers, die 
neben den allgemeinen Tendenzen der Kapital-
märkte auf den Kurs eines Wertpapiers einwirken. 
Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste 
durch Vermögensverfall von Ausstellern eintreten. 
Das Kontrahentenrisiko beinhaltet das Risiko der 
Partei eines gegenseitigen Vertrages, mit der eige-
nen Forderung teilweise oder vollständig auszufal-
len. Dies gilt für alle Verträge, die für Rechnung 
eines Sondervermögens geschlossen werden. 
Das Adressenausfallrisiko ist bei dem vorliegenden 
Sondervermögen äußerst gering, da das 
Sondervermögen durch die Deckungsmasse des 
Pfandvermögens gem. § 4 PfandBG gesichert ist. 

14.15. Risiko von Anlagebeschrän-
kungen 
Investitionen der BlackRock Gruppe können dazu 
führen, dass die möglichen Anlagestrategien des 
Sondervermögens durch Anlagebeschränkungen 
beeinträchtigt werden. Als Investitionen der Black-
Rock Gruppe gelten in diesem Zusammenhang 
auch Investitionen für Rechnung von Konten, die 
von der BlackRock Gruppe, der Barclays Gruppe 
oder der PNC Gruppe verwaltet werden.  
So können sich beispielsweise aus der gesell-
schaftsrechtlichen oder der aufsichtsrechtlichen 
Definition des Eigentums an regulierten Unterneh-
men auf bestimmten Märkten Gesamt-
Anlagegrenzen für verbundene Unternehmen erge-
ben, die nicht überschritten werden dürfen. 
Nicht-Einhaltung dieser Anlagegrenzen ohne Ertei-
lung einer entsprechenden Genehmigung oder 
sonstigen aufsichtsrechtlichen oder gesellschafts-
rechtlichen Zustimmung kann Nachteile oder Ge-
schäftsbeschränkungen für die BlackRock Gruppe 
und der Sondervermögen nach sich ziehen. 
Das Erreichen solcher Gesamt-Anlagegrenzen kann 
zur Folge haben, dass das Sondervermögen aus 

aufsichtsrechtlichen oder sonstigen Gründen nicht 
mehr in der Lage ist, Anlagen zu tätigen oder zu 
veräußern bzw. Rechte aus solchen Anlagen auszu-
üben. Im Hinblick auf mögliche aufsichtsrechtliche 
Beschränkung der Eigentumsrechte oder sonstige 
Beschränkungen, die sich aus dem Erreichen der 
Anlagegrenzen ergeben, ist die Gesellschaft daher 
berechtigt, den Erwerb von Anlagen zu beschrän-
ken, bestehende Anlagen zu veräußern oder die 
Ausübung von Rechten (einschließlich Stimmrech-
ten) auf sonstige Weise einzuschränken. 

15. Profil des typischen Anlegers 
Die Anlage in das Sondervermögen ist für Anleger 
geeignet, die noch keine Erfahrung mit Finanz-
märkten gewonnen haben. Die Anteile unterliegen 
nur geringen Wertschwankungen, die allerdings 
dazu führen können, dass die Anteilwerte unter die 
Einstandspreise sinken und der Anleger dadurch 
Kapitalverluste erleidet. Der Anlagehorizont sollte 
bei mindestens drei Jahren liegen. 

16. Anteile 

Die Rechte der Anleger werden bei Errichtung des 
Sondervermögens ausschließlich in Globalurkunden 
verbrieft. Diese Globalurkunden werden bei einer 
Wertpapiersammelbank verwahrt. Ein Anspruch 
des Anlegers auf Auslieferung einzelner Anteil-
scheine besteht nicht. Der Erwerb von Anteilen ist 
nur bei Depotverwahrung möglich. Die Anteile 
lauten auf den Inhaber und verbriefen die Ansprü-
che der Inhaber gegenüber der Gesellschaft. 

17. Ausgabe und Rücknahme von 
Anteilen bei der Gesellschaft 
17.1. Ausgabe von Anteilen 
Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätz-
lich nicht beschränkt. Die Anteile können bei den 
auf dem Innendeckblatt genannten Designated 
Sponsors erworben werden. Sie werden von der 
Depotbank zum Ausgabepreis ausgegeben, der 
dem Inventarwert pro Anteil zuzüglich eines Aus-
gabeaufschlags entspricht. Die Gesellschaft behält 
sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend 
oder vollständig einzustellen. 

17.2. Rücknahme von Anteilen 
Die Anleger können grundsätzlich bewertungstäg-
lich die Rücknahme von Anteilen verlangen. Rück-
nahmeaufträge sind bei der Depotbank oder der 
Gesellschaft selbst zu stellen. Die Gesellschaft ist 
verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden 
Rücknahmepreis, der dem Anteilwert – ggf. abzüg-
lich eines Rücknahmeabschlages – entspricht, 
zurückzunehmen. 

17.3. Abrechnung bei Anteilausgabe 
und -rücknahme 
Grundsätzlich werden Zeichnungs- oder Rücknah-
meaufträge, die bis zu dem von der Gesellschaft 
festgelegten Annahmeschluss bei der Gesellschaft 
oder der Depotbank vorliegen, zu dem Ausgabe- 
oder Rücknahmepreis abgerechnet, der am folgen-
den Handelstag ermittelt wird. 
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17.4. Aussetzung der Anteilrück-
nahme 
Die Gesellschaft kann die Rücknahme der Anteile 
zeitweilig aussetzen, sofern außergewöhnliche 
Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter 
Berücksichtigung der Interessen der Anleger erfor-
derlich erscheinen lassen. Außergewöhnliche Um-
stände liegen zum Beispiel vor, wenn eine Börse, 
an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des 
Sondervermögens gehandelt wird, außerplanmäßig 
geschlossen ist, oder wenn die Vermögensgegen-
stände des Sondervermögens nicht bewertet wer-
den können. 
Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile 
erst dann zu dem dann gültigen Preis zurückzu-
nehmen oder umzutauschen, wenn sie unverzüg-
lich, jedoch unter Wahrung der Interessen aller 
Anleger, Vermögensgegenstände des Sonderver-
mögens veräußert hat. 
Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch 
Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzei-
ger und darüber hinaus unter www.iShares.de über 
die Aussetzung und die Wiederaufnahme der Rück-
nahme der Anteile. Außerdem werden die Anleger 
über ihre depotführenden Stellen in Papierform 
oder in elektronischer Form informiert. 

18. Börsen und Märkte 
18.1. Allgemeines 
Die Anteile des Sondervermögens sind zum Handel 
an folgenden Börsen zugelassen: 
 
Frankfurter Wertpapierbörse 
Deutsche Börse AG  
Neue Börsenstraße 1 
60487 Frankfurt am Main, Deutschland 
Telefon: +49 (0) 69 – 211 – 0 
Telefax: +49 (0) 69 – 211 – 11021 
 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die 
Anteile auch an anderen Märkten gehandelt wer-
den. 
Die Deutsche Börse AG errechnet während des 
Handels fortlaufend den indikativen Net Asset Va-
lue des Sondervermögens. Die zur Berechnung des 
indikativen Net Asset Value notwendigen Informa-
tionen werden der Deutschen Börse AG von der 
Gesellschaft einmal täglich zur Verfügung gestellt. 
Der dem Börsenhandel oder Handel in sonstigen 
Märkten zugrunde liegende Marktpreis wird nicht 
ausschließlich durch den Wert der im Sonderver-
mögen gehaltenen Vermögensgegenstände, son-
dern auch durch Angebot und Nachfrage bestimmt. 
Daher kann dieser Marktpreis von dem ermittelten 
Anteilpreis abweichen. 

18.2. Die Funktion der Designated 
Sponsors 
Die Designated Sponsors – auch Market Maker 
bzw. Permanent Liquidity Provider genannt – sor-
gen sowohl auf der Angebots- als auch auf der 
Nachfrageseite für ausreichende Liquidität. Ein 
Designated Sponsor stellt jeweils einen Kaufkurs 
(Geldkurs) und einen Verkaufskurs (Briefkurs), zu 

dem der Anleger jederzeit Anteile erwerben bzw. 
veräußern kann. 

18.3. Die Risiken des Börsenhandels 
Die Verpflichtung der Designated Sponsors, Liquidi-
tät bereitzuhalten, ist auf bestimmte Mengen (Min-
destquotierungsvolumen) zu maximalen Preisspan-
nen begrenzt. Die minimale Einstelldauer von 
Nachfrage- und Angebotspreisen erstreckt sich in 
der Regel nicht über die gesamte effektive Han-
delszeit der jeweiligen Börse. Dies kann für kurze 
Zeit zu einer Unterbrechung der Kurseinstellung 
führen. Dadurch kann es zu Orderausführungen 
kommen, die nicht den festgelegten Qualitätskrite-
rien der jeweiligen Börse entsprechen. 

18.4. Ausgabe und Rücknahme von 
Anteilen über die Börse 
Zum Erwerb oder Verkauf eines Anteils des Son-
dervermögens können Anleger über ihre Bank bzw. 
ihren Broker Orders an der jeweiligen Wertpapier-
börse platzieren. Hierdurch entstehen dem Anleger 
in der Regel Kosten, auf welche die Gesellschaft 
keinen Einfluss hat. 
Bei Erwerb oder Verkauf von Anteilen über die 
Börse fallen weder ein Ausgabeaufschlag noch ein 
Rücknahmeabschlag an. Die üblichen Spesen und 
Gebühren im Rahmen des Börsenhandels und der 
Depotverwahrung bleiben davon unberührt. 

19. Ausgabe- und Rücknahme-
preise und Kosten 
19.1. Ausgabe- und Rücknahmepreis 
Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Rück-
nahmepreises für die Anteile ermittelt die Depot-
bank unter Mitwirkung der Gesellschaft bewer-
tungstäglich den Wert der zum Sondervermögen 
gehörenden Vermögensgegenstände abzüglich der 
Verbindlichkeiten (Inventarwert). 
Die Division des Inventarwertes durch die Zahl der 
ausgegebenen Anteilscheine ergibt den „Anteil-
wert“. 
Der Anteilwert wird für jede Anteilklasse gesondert 
errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer 
Anteilklassen und die Verwaltungsvergütung, die 
auf eine bestimmte Anteilklasse entfallen ggf. 
einschließlich Ertragsausgleich, ausschließlich 
dieser Anteilklasse zugeordnet werden. 
Bewertungstage für die Anteile des Sondervermö-
gens sind alle Börsentage. An gesetzlichen Feierta-
gen im Geltungsbereich des Investmentgesetzes, 
die Börsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezem-
ber jeden Jahres können die Kapitalanlagegesell-
schaft und die Depotbank von einer Ermittlung des 
Wertes absehen. Von einer Anteilpreisermittlung 
wird derzeit an Neujahr, Karfreitag, Ostermontag, 
Maifeiertag, Heiligabend, 1. und 2. Weihnachtsfei-
ertag und Silvester abgesehen. 

19.2. Aussetzung der Errechnung 
des Ausgabe-/Rücknahmepreises 
Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausgabe- 
und Rücknahmepreises zeitweilig unter denselben 
Voraussetzungen wie die Anteilrücknahme ausset-
zen. Diese sind unter Punkt 17.4. (Aussetzung der 
Anteilrückgabe) näher erläutert. 



 15

19.3. Ausgabeaufschlag 
Bei Festsetzung des Ausgabepreises wird dem 
Anteilwert ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet. 
Der Ausgabeaufschlag beträgt bis zu 2 %  des 
Anteilwertes. Der jeweilige Ausgabeaufschlag für 
die entsprechenden Anteilklassen kann dem 
"Überblick über die bestehenden Anteilklassen" 
unmittelbar vor den "Allgemeinen 
Vertragsbedingungen" entnommen werden. Dieser 
Ausgabeaufschlag kann insbesondere bei kurzer 
Anlagedauer die Wertentwicklung reduzieren oder 
sogar ganz aufzehren. Der Ausgabeaufschlag stellt 
im Wesentlichen eine Vergütung für den Vertrieb 
der Anteile des Sondervermögens dar. Die Gesell-
schaft kann den Ausgabeaufschlag zur Abgeltung 
von Vertriebsleistungen an etwaige vermittelnde 
Stellen weitergeben. 

19.4. Rücknahmeabschlag 
Bei Festsetzung eines Rücknahmepreises wird vom 
Anteilwert ein Rücknahmeabschlag abgezogen. Der 
Rücknahmeabschlag beträgt bis zu 1 % des Anteil-
wertes. Der jeweilige Rücknahmeabschlag für die 
entsprechenden Anteilklassen kann dem "Überblick 
über die bestehenden Anteilklassen" unmittelbar 
vor den "Allgemeinen Vertragsbedingungen" 
entnommen werden. Dieser Rücknahmeabschlag 
kann insbesondere bei kurzer Anlagedauer die 
Wertentwicklung reduzieren oder sogar ganz auf-
zehren Der Rücknahmeabschlag fließt der Gesell-
schaft zu. 

19.5. Veröffentlichung der Ausgabe- 
und Rücknahmepreise 
Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden regel-
mäßig unter www.iShares.de veröffentlicht. 

19.6. Kosten bei Ausgabe und Rück-
nahme der Anteile 
Die Ausgabe und Rücknahme der Anteile durch die 
Gesellschaft bzw. durch die Depotbank erfolgt zum 
Ausgabepreis (Anteilwert zuzüglich Ausgabeauf-
schlag) bzw. Rücknahmepreis (Anteilwert abzüglich 
Rücknahmeabschlag) ohne Berechnung zusätzli-
cher Kosten. 
Werden Anteile über Dritte zurückgegeben, so 
können Kosten bei der Rücknahme der Anteile 
anfallen. Bei Vertrieb von Anteilen über Dritte kön-
nen auch höhere Kosten als der Ausgabepreis be-
rechnet werden. 

20. Verwaltungs- und sonstige 
Kosten2 
20.1. Kostenpauschale 
Die Gesellschaft erhält aus dem Sondervermögen 
eine Kostenpauschale, deren Höhe von der jeweili-
gen Anteilklasse abhängt. 
Die aktuell gültige tatsächliche Höhe der 
Kostenpauschale kann dem "Überblick über die 
bestehenden Anteilklassen" unmittelbar vor den 
"Allgemeinen Vertragsbedingungen" entnommen 
werden. 
Mit dieser Pauschale sind folgende Vergütungen 
und Aufwendungen abgedeckt: 
                                                                  
2 Diese Regelung unterliegt nicht der Genehmigungspflicht der 
BaFin. 

- Vergütung für die Verwaltung des Sonderver-
mögens (Fondsmanagement, administrative Tä-
tigkeiten), 

- Vergütung der Depotbank, 
- Kosten für den Druck und Versand der für die 

Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresbe-
richte, 

- Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und 
Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rück-
nahmepreise und ggf. der Ausschüttungen, 

- Kosten für die Prüfung des Sondervermögens 
durch den Abschlussprüfer der Gesellschaft, 

- Kosten für die Bekanntmachung der Besteue-
rungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass 
die steuerlichen Angaben nach den Regeln des 
deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

- Die für den Lizenzvertrag zu zahlenden Gebüh-
ren, 

- Kosten für den Vertrieb. 
Die Kostenpauschale wird dem Sondervermögen 
monatlich in anteiligen Vorschüssen entnommen. 

20.2. Sonstige Aufwendungen 
Daneben können die folgenden Aufwendungen dem 
Sondervermögen zusätzlich zu der Kostenpauscha-
le belastet werden: 
- im Zusammenhang mit dem Erwerb und der 

Veräußerung von Vermögensgegenständen ent-
stehende Kosten, 

- bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich 
der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland sowie 
damit im Zusammenhang stehende Steuern, 

- Kosten, die im Zusammenhang mit der laufen-
den Kontoführung entstehen, 

- Kosten für die Geltendmachung und 
Durchsetzung von Rechtsansprüchen des 
Sondervermögens, 

- Kosten für die Erstellung und fortlaufende 
Überprüfung eines externen Bonitäts-Ratings 
für das Sondervermögen, 

- Kosten für die Information der Anleger des 
Sondervermögens mittels eines dauerhaften 
Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen. 

 
Die Gesellschaft kann bis zu 40 % der Erträge aus 
dem Abschluss von Wertpapierdarlehensgeschäften 
für Rechnung des Sondervermögens als pauscha-
lierten Aufwandsersatz für Kosten, die im Zusam-
menhang mit der Vorbereitung und Durchführung 
von solchen Wertpapierdarlehensgeschäften ent-
stehen, erhalten. 

20.3. Zusammensetzung der Total 
Expense Ratio. 
Im Jahresbericht werden die im Geschäftsjahr zu 
Lasten des Sondervermögens angefallenen Verwal-
tungskosten (ohne Transaktionskosten) offen ge-
legt und als Quote des durchschnittlichen Fondsvo-
lumens ausgewiesen (Gesamtkostenquote). Diese 
setzt sich zusammen aus: 
- Kostenpauschale, die gemäß Punkt 20.1 für die 

Verwaltung des Sondervermögens erhoben 
wird, 

- Lieferspesen bei Indexanpassungen, 



 16

- banküblichen Depotgebühren, ggf. einschließ-
lich der banküblichen Kosten für die Verwah-
rung ausländischer Wertpapiere im Ausland so-
wie damit im Zusammenhang stehende Steu-
ern, 

- Kosten, die im Zusammenhang mit der laufen-
den Kontoführung entstehen. 

Ausgenommen sind die Nebenkosten und die Kos-
ten, die beim Erwerb und der Veräußerung von 
Vermögensgegenständen entstehen. 

21. Teilfonds 
Das Sondervermögen ist nicht Teilfonds einer 
Umbrella-Konstruktion. 

22. Regeln für die Ermittlung und 
Verwendung der Erträge. 
Die Gesellschaft wendet für das Sondervermögen 
ein so genanntes Ertragsausgleichsverfahren an. 
Das bedeutet, dass die während des Geschäftsjah-
res angefallenen anteiligen Erträge, die der An-
teilerwerber als Teil des Ausgabepreises bezahlen 
muss und die der Verkäufer von Anteilscheinen als 
Teil des Rücknahmepreises vergütet erhält, fortlau-
fend verrechnet werden. Bei der Berechnung des 
Ertragsausgleichs werden die angefallenen Auf-
wendungen berücksichtigt. 
Das Ertragsausgleichsverfahren dient dazu, 
Schwankungen im Verhältnis zwischen Erträgen 
und sonstigen Vermögensgegenständen auszuglei-
chen, die durch Nettomittelzuflüsse oder Nettomit-
telabflüsse aufgrund von Anteilkäufen oder -
rückgaben verursacht werden. Denn jeder Netto-
mittelzufluss liquider Mittel würde andernfalls den 
Anteil der Erträge am Inventarwert des Sonder-
vermögens verringern, jeder Abfluss ihn vermeh-
ren. 
Im Ergebnis führt das Ertragsausgleichsverfahren 
dazu, dass der Ausschüttungsbetrag je Anteil nicht 
durch unvorhersehbare Entwicklung des 
Sondervermögen bzw. des Anteilumlaufs 
beeinflusst wird. Dabei wird in Kauf genommen, 
dass Anleger, die beispielsweise kurz vor dem 
Ausschüttungstermin Anteile erwerben, den auf 
Erträge entfallenden Teil des Ausgabepreises in 
Form einer Ausschüttung zurückerhalten und 
versteuern müssen, obwohl ihr eingezahltes Kapital 
an dem Entstehen der Erträge nicht mitgewirkt hat. 

23. Geschäftsjahr und 
Ausschüttungen. 
23.1. Geschäftsjahr. 
Das Geschäftsjahr des Sondervermögen beginnt 
am 1. Mai und endet am 30. April. 

23.2. Ausschüttungsmechanik. 
Die Gesellschaft schüttet grundsätzlich die während 
des Geschäftsjahres für Rechnung des 
Sondervermögens angefallenen und nicht zur 
Kostendeckung verwendeten Zinsen sowie Entgelte 
aus Darlehens- und Pensionsgeschäften an die 
Anleger aus. Veräußerungsgewinne und sonstige 
Erträge können ebenfalls zur Ausschüttung 
herangezogen werden.  
Die Schlussausschüttung erfolgt innerhalb von vier 
Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres. 

Darüber hinaus kann die Gesellschaft unterjährig 
Zwischenausschüttungen vornehmen. 
Soweit die Anteile in einem Depot bei der 
Depotbank verwahrt werden, schreiben deren 
Geschäftsstellen die Ausschüttungen kostenfrei 
gut. Soweit das Depot bei anderen Banken oder 
Sparkassen geführt wird, können zusätzliche 
Kosten entstehen. 

24. Auflösung und Übertragung 
des Sondervermögens. 
24.1. Allgemeines. 
Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflösung des 
Sondervermögens zu verlangen. Die Gesellschaft 
kann jedoch die Verwaltung eines Sondervermö-
gens unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 13 
Monaten durch Bekanntmachung im elektronischen 
Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbe-
richt oder Halbjahresbericht kündigen. Außerdem 
werden die Anleger durch ihre depotführenden 
Stellen in Papierform oder in elektronischer Form 
über die Kündigung informiert. Entsprechend kann 
auch bezüglich einer oder mehrerer Anteilklassen 
des Sondervermögens verfahren werden. 
Des Weiteren erlischt das Recht der Gesellschaft, 
das Sondervermögen zu verwalten, wenn das In-
solvenzverfahren über das Vermögen der Gesell-
schaft eröffnet ist oder mit der Rechtskraft des 
Gerichtsbeschlusses, durch den der Antrag auf die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse 
nach § 26 der Insolvenzordnung abgewiesen wird. 
In diesen Fällen geht das Verfügungsrecht über das 
Sondervermögen auf die Depotbank über, die das 
Sondervermögen abwickelt, oder mit Genehmigung 
der BaFin einer anderen Kapitalanlagegesellschaft 
die Verwaltung überträgt. 

24.2. Verfahren bei Auflösung eines 
Sondervermögens. 
Die Ausgabe und die Rücknahme von Anteilen 
werden eingestellt. 
Der Erlös aus der Veräußerung der Vermögenswer-
te des Sondervermögens abzüglich der noch durch 
das Sondervermögen zu tragenden Kosten und der 
durch die Auflösung verursachten Kosten werden 
an die Anleger verteilt, wobei diese in Höhe ihrer 
jeweiligen Anteile am Sondervermögen Ansprüche 
auf Auszahlung des Liquidationserlöses haben. 
Die Depotbank ist berechtigt, nicht abgerufene 
Liquidationserlöse nach einer Frist von zwölf Mona-
ten bei dem für die Gesellschaft zuständigen Amts-
gericht zu hinterlegen. 
Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr 
Verwaltungsrecht erlischt, einen Auflösungsbericht, 
der den Anforderungen an einen Jahresbericht 
entspricht. Spätestens drei Monate nach dem 
Stichtag der Auflösung des Sondervermögens wird 
der Auflösungsbericht im elektronischen Bundesan-
zeiger bekannt gemacht. Während die Depotbank 
das Sondervermögen abwickelt, erstellt sie jährlich 
sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet 
ist, einen Bericht, der den Anforderungen an einen 
Jahresbericht entspricht. Diese Berichte sind eben-
falls spätestens drei Monate nach dem Stichtag im 
elektronischen Bundesanzeiger bekannt zu ma-
chen. 
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24.3. Übertragung von Sonderver-
mögen. 
Alle Vermögensgegenstände des Sondervermögens 
dürfen zum Geschäftsjahresende (Übertragungs-
stichtag) auf ein anderes bestehendes, oder ein 
durch die Verschmelzung neu gegründetes Invest-
mentvermögen übertragen werden. Das Sonder-
vermögen darf auch mit einem Investmentfonds 
verschmolzen werden, der in einem anderen EU- 
oder EWR-Staat aufgelegt wurde und ebenfalls den 
Vorgaben der Richtlinie 2009/65/EG entspricht. Mit 
Zustimmung der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht kann ein anderer Übertragungs-
stichtag bestimmt werden. Es können auch zum 
Geschäftsjahresende oder einem anderen Übertra-
gungsstichtag alle Vermögensgegenstände eines 
anderen Investmentvermögens oder eines inländi-
schen Investmentfonds auf das Sondervermögen 
übertragen werden. Schließlich besteht auch die 
Möglichkeit, dass nur die Vermögenswerte eines 
ausländischen richtlinienkonformen Investment-
fonds ohne dessen Verbindlichkeiten auf das Son-
dervermögen übertragen werden. 

24.4. Verfahren bei der Übertragung 
von Sondervermögen. 
Die depotführenden Stellen der Anleger übermitteln 
diesen spätestens 35 Arbeitstage vor dem geplan-
ten Übertragungsstichtag in Papierform oder in 
elektronischer Form Informationen zu den Gründen 
für die Verschmelzung, den potentiellen Auswir-
kungen für die Anleger, deren Rechte in Zusam-
menhang mit der Verschmelzung sowie zu maß-
geblichen Verfahrensaspekten. Die Anleger erhal-
ten auch die wesentlichen Anlegerinformationen für 
das Investmentvermögen bzw. den Investment-
fonds, der bestehen bleibt oder durch die Ver-
schmelzung neu gebildet wird. 
Die Anleger haben bis fünf Arbeitstage vor dem 
geplanten Übertragungsstichtag entweder die Mög-
lichkeit, ihre Anteile ohne Rückgabeabschlag zu-
rückzugeben, oder ihre Anteile gegen Anteile eines 
anderen Investmentvermögens oder ausländischen 
Investmentfonds umzutauschen, das/der ebenfalls 
von der Kapitalanlagegesellschaft oder einem Un-
ternehmen desselben Konzerns verwaltet wird und 
über eine ähnliche Anlagepolitik wie das Sonder-
vermögen verfügt. 
Am Übertragungsstichtag werden die Werte des 
übernehmenden und des übertragenden Invest-
mentvermögens berechnet, das Umtauschverhält-
nis wird festgelegt und der gesamte Vorgang wird 
vom Abschlussprüfer geprüft. Das Umtauschver-
hältnis ermittelt sich nach dem Verhältnis der Net-
toinventarwerte des übernommenen und des auf-
nehmenden Investmentvermögens zum Zeitpunkt 
der Übernahme. Der Anleger erhält die Anzahl von 
Anteilen an dem neuen Investmentvermögen, die 
dem Wert seiner Anteile an dem übertragenen 
Investmentvermögen entspricht. Es besteht auch 
die Möglichkeit, dass den Anlegern des übertragen-
den Investmentvermögen bis zu 10 % des Wertes 
ihrer Anteile in bar ausgezahlt werden. Findet die 
Verschmelzung während des laufenden Geschäfts-
jahres des übertragenden Investmentvermögens 
statt, muss dessen verwaltende Gesellschaft auf 
den Übertragungsstichtag einen Bericht erstellen, 
der den Anforderungen an einen Jahresbericht 
entspricht. Die Gesellschaft macht im elektroni-

schen Bundesanzeiger und darüber hinaus in unter 
www.iShares.de bekannt, wenn das Sondervermö-
gen einen anderen Fonds aufgenommen hat und 
die Verschmelzung wirksam geworden ist. Sollte 
das Sondervermögen durch eine Verschmelzung 
untergehen, übernimmt die Gesellschaft die Be-
kanntmachung, die den aufnehmenden oder neu 
gegründeten Fonds verwaltet. 
Die Übertragung aller Vermögensgegenstände 
dieses Sondervermögens auf ein anderes Invest-
mentvermögen oder einen anderen ausländischen 
Investmentfonds findet nur mit Genehmigung der 
BaFin statt. 

25. Kurzangaben über die für die 
Anleger bedeutsamen Steuer-
vorschriften 
Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften 
gelten nur für Anleger, die in Deutschland unbe-
schränkt steuerpflichtig sind. Dem ausländischen 
Anleger empfehlen wir, sich vor Erwerb von Antei-
len an dem in diesem Verkaufsprospekt beschrie-
benen Sondervermögen mit seinem Steuerberater 
in Verbindung zu setzen und mögliche steuerliche 
Konsequenzen aus dem Anteilserwerb in seinem 
Heimatland individuell zu klären. 
Das Sondervermögen ist als Zweckvermögen von 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Die 
steuerpflichtigen Erträge des Sondervermögens 
werden jedoch beim Privatanleger als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen der Einkommensteuer unterwor-
fen, soweit diese zusammen mit sonstigen Kapital-
erträgen den Sparer-Pauschbetrag von jährlich 
801,--€ (für Alleinstehende oder getrennt veranlag-
te Ehegatten) bzw. 1.602,--€ (für zusammen ver-
anlagte Ehegatten) übersteigen. 
Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen grund-
sätzlich einem Steuerabzug von 25 % (zuzüglich 
Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer). Zu 
den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch 
die vom Sondervermögen ausgeschütteten Erträge, 
die ausschüttungsgleichen Erträge, der Zwischen-
gewinn sowie der Gewinn aus dem An- und Verkauf 
von Fondsanteilen, wenn diese nach dem 31. De-
zember 2008 erworben wurden bzw. werden.3  
Der Steuerabzug hat für den Privatanleger grund-
sätzlich Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), 
so dass die Einkünfte aus Kapitalvermögen regel-
mäßig nicht in der Einkommensteuererklärung 
anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerab-
zugs werden durch die depotführende Stelle grund-
sätzlich bereits Verlustverrechnungen vorgenom-
men und ausländische Quellensteuern angerech-
net. 
Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgel-
tungswirkung, wenn der persönliche Steuersatz 
geringer ist als der Abgeltungssatz von 25 %. In 
diesem Fall können die Einkünfte aus Kapitalver-
mögen in der Einkommensteuererklärung angege-
ben werden. Das Finanzamt setzt dann den niedri-
geren persönlichen Steuersatz an und rechnet auf 
die persönliche Steuerschuld den vorgenommenen 
Steuerabzug an (sog. Günstigerprüfung). 

                                                                  
3  Gewinne aus dem Verkauf von vor dem 1. Januar 2009 erworbenen 

Fondsanteilen sind beim Privatanleger steuerfrei, wenn der Zeitraum 

zwischen Anschaffung und Veräußerung mehr als ein Jahr beträgt. 
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Sofern Einkünfte aus Kapitalvermögen keinem 
Steuerabzug unterlegen haben (weil z.B. ein Ge-
winn aus der Veräußerung von Fondsanteilen in 
einem ausländischen Depot erzielt wird), sind diese 
in der Steuererklärung anzugeben. Im Rahmen der 
Veranlagung unterliegen die Einkünfte aus Kapital-
vermögen dann ebenfalls dem Abgeltungssatz von 
25 % oder dem niedrigeren persönlichen Steuer-
satz. 
Trotz Steuerabzug und höherem persönlichen 
Steuersatz können Angaben zu den Einkünften aus 
Kapitalvermögen erforderlich sein, wenn im Rah-
men der Einkommensteuererklärung außergewöhn-
liche Belastungen oder Sonderausgaben (z.B. 
Spenden) geltend gemacht werden.  
Sofern sich die Anteile im Betriebsvermögen befin-
den, werden die Erträge als Betriebseinnahmen 
steuerlich erfasst. Die steuerliche Gesetzgebung 
erfordert zur Ermittlung der steuerpflichtigen bzw. 
der kapitalertragsteuerpflichtigen Erträge eine 
differenzierte Betrachtung der Ertragsbestandteile. 

25.1. Anteile im Privatvermögen 
(Steuerinländer) 
25.1.1. Gewinne aus der Veräußerung von 
Wertpapieren, Gewinne aus Termingeschäften 
und Erträge aus Stillhalterprämien 
Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigen-
kapitalähnlichen Genussrechten und Investmentan-
teilen, Gewinne aus Termingeschäften sowie Erträ-
ge aus Stillhalterprämien, die auf der Ebene des 
Sondervermögens erzielt werden, werden beim 
Anleger nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschüt-
tet werden. Zudem werden die Gewinne aus der 
Veräußerung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 Buch-
staben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforderun-
gen beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht 
ausgeschüttet werden. 
Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen: 
a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite 

haben,  
b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forde-

rungen mit festem Kupon sowie Down-Rating-
Anleihen, Floater und Reverse-Floater,  

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie 
oder eines veröffentlichten Index für eine 
Mehrzahl von Aktien im Verhältnis 1:1 abbil-
den,  

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wan-
delanleihen, 

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat) 
gehandelte Gewinnobligationen und Fremd-
kapital-Genussrechte und 

f) „cum“-erworbene Optionsanleihen.  
Werden Gewinne aus der Veräußerung der o.g. 
Wertpapiere/Kapitalforderungen, Gewinne aus 
Termingeschäften sowie Erträge aus Stillhalterprä-
mien ausgeschüttet, sind sie grundsätzlich steuer-
pflichtig und unterliegen bei Verwahrung der Antei-
le im Inland dem Steuerabzug von 25 % (zuzüglich 
Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer). Aus-
geschüttete Gewinne aus der Veräußerung von 
Wertpapieren und Gewinne aus Termingeschäften 
sind jedoch steuerfrei, wenn die Wertpapiere auf 
Ebene des Sondervermögens vor dem 1.1.2009 
erworben bzw. die Termingeschäfte vor dem 
1.1.2009 eingegangen wurde. 

Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalforde-
rungen, die nicht in der o.g. Aufzählung enthalten 
sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln 
(s.u.). 

25.1.2. Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie 
ausländische Dividenden 
Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie ausländische 
Dividenden sind beim Anleger grundsätzlich steu-
erpflichtig. Dies gilt unabhängig davon, ob diese 
Erträge thesauriert oder ausgeschüttet werden. 
Ausgeschüttete oder thesaurierte Zinsen und zins-
ähnliche Erträge sowie ausländische Dividenden 
des Sondervermögens unterliegen i.d.R. dem Steu-
erabzug von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag 
und ggf. Kirchensteuer).  
Vom Steuerabzug kann Abstand genommen wer-
den, wenn der Anleger Steuerinländer ist und einen 
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuer-
pflichtigen Ertragsteile  801,--€ bei Einzelveranla-
gung bzw. 1.602,--€ bei Zusammenveranlagung 
von Ehegatten nicht übersteigen. 
Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer NV-
Bescheinigung und bei ausländischen Anlegern bei 
Nachweis der steuerlichen Ausländereigenschaft. 
Verwahrt der inländische Anleger die Anteile eines 
steuerrechtlich ausschüttenden Sondervermögens 
in einem inländischen Depot bei der Kapitalanlage-
gesellschaft oder einem Kreditinstitut (Depotfall), 
so nimmt die depotführende Stelle als Zahlstelle 
vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem fest-
gelegten Ausschüttungstermin ein in ausreichender 
Höhe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtli-
chem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom 
Finanzamt für die Dauer von maximal drei Jahren 
erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhält 
der Anleger die gesamte Ausschüttung ungekürzt 
gutgeschrieben. 
Handelt es sich um ein steuerrechtlich thesaurie-
rendes Sondervermögen, so wird bei Thesaurierun-
gen vor dem 01.01.2012 der Steuerabzug auf 
thesaurierte Zinsen, zinsähnliche Erträge sowie 
ausländische Dividenden des Sondervermögens in 
Höhe von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag) 
durch die Kapitalanlagegesellschaft selbst abge-
führt. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der 
Fondsanteile ermäßigt sich insoweit um den Steu-
erabzug zum Ablauf des Geschäftsjahres. Da die 
Anleger der Kapitalanlagegesellschaft regelmäßig 
nicht bekannt sind, kann in diesem Fall kein Kir-
chensteuereinbehalt erfolgen, so dass kirchensteu-
erpflichtige Anleger insoweit Angaben in der Ein-
kommensteuererklärung zu machen haben. 
Für nach dem 31.12.2011 erfolgende Thesaurie-
rungen stellt das Sondervermögen den depotfüh-
renden Stellen die Kapitalertragsteuer nebst den 
maximal anfallenden Zuschlagsteuern (Solidaritäts-
zuschlag und Kirchensteuer) zur Verfügung. Die 
depotführenden Stellen nehmen den Steuerabzug 
wie im Ausschüttungsfall unter Berücksichtigung 
der persönlichen Verhältnisse der Anleger vor, so 
dass insbesondere ggf. die Kirchensteuer abgeführt 
werden kann. Soweit das Sondervermögen den 
depotführenden Stellen Beträge zur Verfügung 
gestellt hat, die nicht abgeführt werden müssen, 
erfolgt eine Erstattung. 
Befinden sich die Anteile im Depot bei einem inlän-
dischen Kreditinstitut oder einer inländischen Kapi-
talanlagegesellschaft, so erhält der Anleger, der 
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seiner depotführenden Stelle einen in ausreichen-
der Höhe ausgestellten Freistellungsauftrag oder 
eine NV-Bescheinigung vor Ablauf des Geschäfts-
jahres des Sondervermögens vorlegt, den abge-
führten Steuerabzug (bzw. ab 2010 den depotfüh-
renden Stellen zur Verfügung gestellten Betrag) auf 
seinem Konto gutgeschrieben. 
Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-
Bescheinigung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorge-
legt wird, erhält der Anleger auf Antrag von der 
depotführenden Stelle eine Steuerbescheinigung 
über den einbehaltenen und abgeführten Steuerab-
zug und den Solidaritätszuschlag. Der Anleger hat 
dann die Möglichkeit, den Steuerabzug im Rahmen 
seiner Einkommensteuerveranlagung auf seine 
persönliche Steuerschuld anrechnen zu lassen.  
Werden Anteile ausschüttender Sondervermögen 
nicht in einem Depot verwahrt und Ertragsscheine 
einem inländischen Kreditinstitut vorgelegt (Eigen-
verwahrung), wird der Steuerabzug in Höhe von 
25 % zzgl. des Solidaritätszuschlags vorgenom-
men. Dividenden von ausländischen Kapitalgesell-
schaften als so genannte Schachteldividenden 
können nach Auffassung der Finanzverwaltung 
nicht steuerfrei sein. 

25.1.3. Inländische Dividenden 
Inländische Dividenden, die vom Sondervermögen 
ausgeschüttet oder thesauriert werden, sind beim 
Anleger grundsätzlich steuerpflichtig.  
Bei Ausschüttung oder Thesaurierung, die vor dem 
01.01.2012 vorgenommen werden, wird von der 
inländischen Dividende ein Steuerabzug in Höhe 
von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag) von der 
Kapitalanlagegesellschaft vorgenommen. Die de-
potführende Stelle berücksichtigt bei Ausschüttun-
gen zudem einen ggf. vorliegenden Antrag auf 
Kirchensteuereinbehalt. Der Anleger erhält den 
Steuerabzug von 25 % (zuzüglich Solidaritätszu-
schlag) in voller Höhe sofort erstattet, sofern die 
Anteile bei der Kapitalanlagegesellschaft oder ei-
nem inländischen Kreditinstitut verwahrt werden 
und dort ein Freistellungsauftrag in ausreichender 
Höhe oder eine NV-Bescheinigung vorliegt. Ande-
renfalls kann er den Steuerabzug von 25 % (zu-
züglich Solidaritätszuschlag) unter Beifügung der 
steuerlichen Bescheinigung der depotführenden 
Stelle auf seine persönliche Einkom-
mensteuerschuld anrechnen. 
Für nach dem 31.12.2011 erfolgende Ausschüttun-
gen und Thesaurierungen stellt das Sondervermö-
gen den depotführenden Stellen die Kapitalertrag-
steuer nebst den maximal anfallenden Zuschlag-
steuern (Solidaritätszuschlag und Kir-chensteuer) 
zur Verfügung. Die depotführenden Stellen nehmen 
den Steuerabzug unter Berücksichtigung der per-
sönlichen Verhältnisse der Anleger vor, so dass 
insbesondere ggf. die Kirchensteuer abgeführt 
werden kann. Soweit das Sondervermögen den 
depotführenden Stellen Beträge zur Verfügung 
gestellt hat, die nicht abgeführt werden müssen, 
erfolgt eine Erstattung. 

25.1.4. Negative steuerliche Erträge 
Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit 
gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des 
Sondervermögens, werden diese auf Ebene des 
Sondervermögens steuerlich vorgetragen. Diese 
können auf Ebene des Sondervermögens mit künf-
tigen gleichartigen positiven steuerpflichtigen Er-

trägen der Folgejahre verrechnet werden. Eine 
direkte Zurechnung der negativen steuerlichen 
Erträge auf den Anleger ist nicht möglich. Damit 
wirken sich diese negativen Beträge beim Anleger 
bei der Einkommensteuer erst in dem Veranla-
gungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das Ge-
schäftsjahr des Sondervermögens endet bzw. die 
Ausschüttung für das Geschäftsjahr des Sonder-
vermögens erfolgt, für das die negativen steuerli-
chen Erträge auf Ebene des Sondervermögens 
verrechnet werden. Eine frühere Geltendmachung 
bei der Einkommensteuer des Anlegers ist nicht 
möglich. 

25.1.5. Substanzauskehrungen 
Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. 
Substanzauskehrungen, die der Anleger während 
seiner Besitzzeit erhalten hat, sind allerdings dem 
steuerlichen Ergebnis aus der Veräußerung der 
Fondsanteile hinzuzurechnen, d.h. sie erhöhen den 
steuerlichen Gewinn. 

25.1.6. Veräußerungsgewinne auf Anleger-
ebene 
Werden Anteile an einem Sondervermögen, die 
nach dem 31.12.2008 erworben wurden, von ei-
nem Privatanleger veräußert, unterliegt der Veräu-
ßerungsgewinn dem Abgeltungssatz von 25 %. 
Sofern die Anteile in einem inländischen Depot 
verwahrt werden, nimmt die depotführende Stelle 
den Steuerabzug vor. Der Steuerabzug von 25 % 
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchen-
steuer) kann durch die Vorlage eines ausreichen-
den Freistellungsauftrags bzw. einer NV-
Bescheinigung vermieden werden. 
Bei einer Veräußerung der vor dem 1.1.2009 er-
worbenen Anteile ist der Gewinn bei Privatanlegern 
steuerfrei.  
Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns sind 
die Anschaffungskosten um den Zwischengewinn 
im Zeitpunkt der Anschaffung und der Veräuße-
rungspreis um den Zwischengewinn im Zeitpunkt 
der Veräußerung zu kürzen, damit es nicht zu einer 
doppelten einkommensteuerlichen Erfassung von 
Zwischengewinnen (siehe unten) kommen kann. 
Zudem ist der Veräußerungspreis um die thesau-
rierten Erträge zu kürzen, die der Anleger bereits 
versteuert hat, damit es auch insoweit nicht zu 
einer Doppelbesteuerung kommt. 
Der Gewinn aus der Veräußerung nach dem 
31.12.2008 erworbener Fondanteile ist insoweit 
steuerfrei, als er auf die während der Besitzzeit im 
Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anleger-
ebene erfassten, nach DBA-steuerfreien Erträge 
zurückzuführen ist (sog. besitzzeitanteiliger Immo-
biliengewinn). 
Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den 
Immobiliengewinn bewertungstäglich als Prozent-
satz des Wertes des Investmentanteils. 

25.2. Anteile im Betriebsvermögen 
(Steuerinländer) 
25.2.1. Gewinne aus der Veräußerung von 
Wertpapieren, Gewinne aus Termingeschäften 
und Erträge aus Stillhalterprämien 
Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigen-
kapitalähnlichen Genussrechten und Investmentan-
teilen, Gewinne aus Termingeschäften sowie Erträ-
ge aus Stillhalterprämien, die auf der Ebene des 
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Sondervermögens erzielt werden, werden beim 
Anleger nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschüt-
tet werden. Zudem werden die Gewinne aus der 
Veräußerung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 Buch-
staben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforderun-
gen beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht 
ausgeschüttet werden. 
Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen: 
a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite 

haben,  
b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forde-

rungen mit festem Kupon sowie Down-Rating-
Anleihen, Floater und Reverse-Floater, 

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie 
oder eines veröffentlichten Index für eine 
Mehrzahl von Aktien im Verhältnis 1:1 abbil-
den, 

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wan-
delanleihen, 

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat) 
gehandelte Gewinnobligationen und Fremd-
kapital-Genussrechte und 

f) „cum“-erworbene Optionsanleihen.  
Werden diese Gewinne ausgeschüttet, so sind sie 
steuerlich auf Anlegerebene zu berücksichtigen. 
Dabei sind Veräußerungsgewinne aus Aktien ganz4 
(bei Anlegern, die Körperschaften sind) oder zu 
40 % (bei sonstigen betrieblichen Anlegern, z.B. 
Einzelunternehmern) steuerfrei (Teileinkünftever-
fahren). Veräußerungsgewinne aus Ren-
ten/Kapitalforderungen, Gewinne aus Terminge-
schäften und Erträge aus Stillhalterprämien sind 
hingegen in voller Höhe steuerpflichtig. 
Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalforde-
rungen, die nicht in der o.g. Aufzählung enthalten 
sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln 
(s.u.). 
Ausgeschüttete Wertpapierveräußerungsgewinne, 
ausgeschüttete Termingeschäftsgewinne sowie 
ausgeschüttete Erträge aus Stillhalterprämien un-
terliegen grundsätzlich dem Steuerabzug (Kapital-
ertragsteuer 25 % zuzüglich Solidaritätszuschlag). 
Dies gilt nicht für Gewinne aus der Veräußerung 
von vor dem 1.1.2009 erworbenen Wertpapieren 
und Gewinne aus vor dem 1.1.2009 eingegangenen 
Termingeschäften. Die auszahlende Stelle nimmt 
jedoch insbesondere dann keinen Steuerabzug vor, 
wenn der Anleger eine unbeschränkt steuerpflichti-
ge Körperschaft ist oder diese Kapitalerträge Be-
triebseinnahmen eines inländischen Betriebs sind 
und dies der auszahlenden Stelle vom Gläubiger 
der Kapitalerträge nach amtlich vorgeschriebenen 
Vordruck erklärt wird. 

25.2.2. Zinsen und zinsähnliche Erträge 
Zinsen und zinsähnliche Erträge sind beim Anleger 
grundsätzlich steuerpflichtig.5 Dies gilt unabhängig 
davon, ob diese Erträge thesauriert oder ausge-
schüttet werden. 
Eine Abstandnahme vom Steuerabzug bzw. eine 
Vergütung des Steuerabzugs ist nur durch Vorlage 
einer entsprechenden NV-Bescheinigung möglich. 
                                                                  
4  5 % der Veräußerungsgewinne aus Aktien gelten bei Körperschaften als 

nichtabzugsfähige Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch steu-

erpflichtig. 

5  Die zu versteuernden Zinsen sind gemäß § 2 Abs. 2a InvStG im Rahmen 

der Zinsschrankenregelung nach § 4h EStG zu berücksichtigen. 

Ansonsten erhält der Anleger eine Steuerbescheini-
gung über die Vornahme des Steuerabzugs. 

25.2.3. In- und ausländische Dividenden 
Dividenden in- und ausländischer Aktiengesell-
schaften, die auf Anteile im Betriebsvermögen 
ausgeschüttet oder thesauriert werden, sind mit 
Ausnahme von Dividenden nach dem REITG bei 
Körperschaften grundsätzlich steuerfrei6. Von Ein-
zelunternehmern sind diese Erträge zu 60 % zu 
versteuern (Teileinkünfteverfahren). 
Inländische Dividenden unterliegen dem Steuerab-
zug (Kapitalertragsteuer 25 % zuzüglich Solidari-
tätszuschlag). 
Ausländische Dividenden unterliegen grundsätzlich 
dem Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25 % zu-
züglich Solidaritätszuschlag). Die auszahlende 
Stelle nimmt jedoch insbesondere dann keinen 
Steuerabzug vor, wenn der Anleger eine unbe-
schränkt steuerpflichtige Körperschaft ist (wobei 
von Körperschaften i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 
KStG der auszahlenden Stelle eine Bescheinigung 
des für sie zuständigen Finanzamtes vorliegen 
muss) oder die ausländischen Dividenden Betriebs-
einnahmen eines inländischen Betriebs sind und 
dies der auszahlenden Stelle vom Gläubiger der 
Kapitalerträge nach amtlich vorgeschriebenen 
Vordruck erklärt wird. 
Bei gewerbesteuerpflichtigen Anlegern sind die zum 
Teil einkommensteuerfreien bzw. körperschafts-
steuerfreien Dividendenerträge für Zwecke der 
Ermittlung des Gewerbeertrags wieder hinzuzu-
rechnen, nicht aber wieder zu kürzen. Nach Auffas-
sung der Finanzverwaltung können Dividenden von 
ausländischen Kapitalgesellschaften als so genann-
te Schachteldividenden in vollem Umfang nur dann 
steuerfrei sein, wenn der Anleger eine (Kapital-) 
Gesellschaft i.S.d. entsprechenden Doppelbesteue-
rungsabkommens ist und auf ihn durchgerechnet 
eine genügend hohe (Schachtel-) Beteiligung ent-
fällt. 

25.2.4. Negative steuerliche Erträge 
Verbleiben negative  Erträge nach Verrechnung mit 
gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des 
Sondervermögens, werden diese steuerlich auf 
Ebene des Sondervermögens vorgetragen. Diese 
können auf Ebene des Sondervermögens mit künf-
tigen gleichartigen positiven steuerpflichtigen Er-
trägen der Folgejahre verrechnet werden. Eine 
direkte Zurechnung der negativen steuerlichen 
Erträge auf den Anleger ist nicht möglich. Damit 
wirken sich diese negativen Beträge beim Anleger 
bei der Einkommensteuer bzw. Körperschaftsteuer 
erst in dem Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) 
aus, in dem das Geschäftsjahr des Sondervermö-
gens endet, bzw. die Ausschüttung für das Ge-
schäftsjahr des Sondervermögens erfolgt, für das 
die negativen steuerlichen Erträge auf Ebene des 
Sondervermögens verrechnet werden. Eine frühere 
Geltendmachung bei der Einkommensteuer bzw. 
Körperschaftsteuer des Anlegers ist nicht möglich. 

25.2.5. Substanzauskehrung 
Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Dies 
bedeutet für einen bilanzierenden Anleger, dass die 
Substanzauskehrungen in der Handelsbilanz er-

                                                                  
6  5 % der Dividenden gelten bei Körperschaften als nichtabzugsfähige 

Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch steuerpflichtig. 
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tragswirksam zu vereinnahmen sind, in der Steu-
erbilanz aufwandswirksam ein passiver Ausgleichs-
posten zu bilden ist und damit technisch die histo-
rischen Anschaffungskosten steuerneutral gemin-
dert werden. Alternativ können die fortgeführten 
Anschaffungskosten um den anteiligen Betrag der 
Substanzausschüttung vermindert werden. 

25.2.6. Veräußerungsgewinne auf Anleger-
ebene 
Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen im 
Betriebsvermögen sind für Körperschaften grund-
sätzlich steuerfrei7, soweit die Gewinne aus noch 
nicht zugeflossenen oder noch nicht als zugeflossen 
geltenden Dividenden und aus realisierten und 
nicht realisierten Gewinnen des Sondervermögens 
aus in- und ausländischen Aktien herrühren (soge-
nannter Aktiengewinn). Von Einzelunternehmern 
sind diese Veräußerungsgewinne zu 60 % zu ver-
steuern. 
Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den 
Aktiengewinn bewertungstäglich als Prozentsatz 
des Wertes des Investmentanteils.  
Der Gewinn aus der Veräußerung der Anteile ist 
zudem insoweit steuerfrei, als er auf die während 
der Besitzzeit im Fonds entstandenen, noch nicht 
auf der Anlegerebene erfassten, nach DBA-
steuerfreien Erträge zurückzuführen ist (sog. be-
sitzzeitanteiliger Immobiliengewinn). 
Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den 
Immobiliengewinn bewertungstäglich als Prozent-
satz des Wertes des Investmentanteils. 

25.3. Steuerausländer 
Verwahrt ein Steuerausländer Anteile an ausschüt-
tenden Sondervermögen im Depot bei einer inlän-
dischen depotführenden Stelle, wird vom Steuerab-
zug auf Zinsen, zinsähnliche Erträge, Wertpapier-
veräußerungsgewinne, Termingeschäftsgewinne 
und ausländische Dividenden Abstand genommen, 
sofern er seine steuerliche Ausländereigenschaft 
nachweist. Sofern die Ausländereigenschaft der 
depotführenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht 
rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der ausländische 
Anleger gezwungen, die Erstattung des Steuerab-
zugs gemäß § 37 Abs. 2 AO zu beantragen. Zu-
ständig ist das Betriebsstättenfinanzamt der depot-
führenden Stelle. 
Hat ein ausländischer Anleger Anteile thesaurieren-
der Sondervermögen im Depot bei einer inländi-
schen depotführenden Stelle, wird ihm bei vor dem 
1.1.2012 erfolgenden Thesaurierungen und Nach-
weis seiner steuerlichen Ausländereigenschaft der 
Steuerabzug in Höhe von 25 % zuzüglich Solidari-
tätszuschlag, soweit dieser nicht auf inländische 
Dividenden entfällt, erstattet. Erfolgt der Antrag 
auf Erstattung verspätet, kann - wie bei verspäte-
tem Nachweis der Ausländereigenschaft bei aus-
schüttenden Fonds - eine Erstattung gemäß § 37 
Abs. 2 AO auch nach dem Thesaurierungszeitpunkt 
beantragt werden. Erfolgt die Thesaurierung in 
diesem Fall nach dem 31.12.2011, wird keine 
Steuer einbehalten, soweit es sich nicht um inlän-
dische Dividenden oder inländische Mieten handelt.  

                                                                  
7
 5 % des steuerfreien Veräußerungsgewinns gelten bei Körperschaften 

als nichtabzugsfähige Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch 

steuerpflichtig. 

Für inländische Dividenden erfolgt hingegen ein 
Steuerabzug. Inwieweit eine Anrechnung oder 
Erstattung dieses Steuerabzugs für den ausländi-
schen Anleger möglich ist, hängt von dem zwischen 
dem Sitzstaat des Anlegers und der Bundesrepublik 
Deutschland bestehenden Doppelbesteuerungsab-
kommen ab. Eine DBA-Erstattung der Kapitaler-
tragsteuer auf inländische Dividenden und inländi-
sche Mieten erfolgt über das Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) in Bonn. 

25.4. Solidaritätszuschlag 
Auf den bei Ausschüttungen oder Thesaurierungen 
abzuführenden Steuerabzug ist ein Solidaritätszu-
schlag in Höhe von 5,5 % zu erheben. Der Solidari-
tätszuschlag ist bei der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer anrechenbar. 
Fällt kein Steuerabzug an bzw. erfolgt bei Thesau-
rierung die Vergütung des Steuerabzugs – bei-
spielsweise bei ausreichendem Freistellungsauftrag, 
Vorlage einer NV-Bescheinigung oder Nachweis der 
Steuerausländereigenschaft –, ist kein Solidaritäts-
zuschlag abzuführen bzw. wird bei einer Thesaurie-
rung der einbehaltene Solidaritätszuschlag vergü-
tet. 

25.5. Kirchensteuer 
Soweit die Einkommensteuer bereits von einer 
inländischen depotführenden Stelle (Abzugsver-
pflichteter) durch den Steuerabzug erhoben wird, 
wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem 
Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der 
der Kirchensteuerpflichtige angehört, als Zuschlag 
zum Steuerabzug erhoben. Zu diesem Zweck hat 
der Kirchensteuerpfichtige dem Abzugsverpflichte-
ten in einem schriftlichen Antrag seine Religionsan-
gehörigkeit zu benennen. Ehegatten haben in dem 
Antrag zudem zu erklären, in welchem Verhältnis 
der auf jeden Ehegatten entfallende Anteil der 
Kapitalerträge zu den gesamten Kapitalerträgen 
der Ehegatten steht, damit die Kirchensteuer ent-
sprechend diesem Verhältnis aufgeteilt, einbehal-
ten und abgeführt werden kann. Wird kein Auftei-
lungsverhältnis angegeben, erfolgt eine Aufteilung 
nach Köpfen. 
Die Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als Sonder-
ausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd 
berücksichtigt. 

25.6. Ausländische Quellensteuer 
Auf die ausländischen Erträge des Sondervermö-
gens wird teilweise in den Herkunftsländern Quel-
lensteuer einbehalten. 
Die Kapitalanlagegesellschaft kann die anrechenba-
re Quellensteuer auf der Ebene des Sondervermö-
gens wie Werbungskosten abziehen. In diesem Fall 
ist die ausländische Quellensteuer auf Anlegerebe-
ne weder anrechenbar noch abzugsfähig. 
Übt die Kapitalanlagegesellschaft ihr Wahlrecht 
zum Abzug der ausländischen Quellensteuer auf 
Fondsebene nicht aus, dann wird die anrechenbare 
Quellensteuer bereits beim Steuerabzug mindernd 
berücksichtigt. 

25.7. Ertragsausgleich 
Auf Erträge entfallende Teile des Ausgabepreises 
für ausgegebene Anteile, die zur Ausschüttung 
herangezogen werden können (Ertragsausgleichs-
verfahren), sind steuerlich so zu behandeln wie die 
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Erträge, auf die diese Teile des Ausgabepreises 
entfallen. 

25.8. Gesonderte Feststellung, Au-
ßenprüfung 
Die Besteuerungsgrundlagen, die auf Ebene des 
Sondervermögens ermittelt werden, sind gesondert 
festzustellen. Hierzu hat die Investmentgesellschaft 
beim zuständigen Finanzamt eine Feststellungser-
klärung abzugeben. Änderungen der Feststellungs-
erklärungen, z.B. anlässlich einer Außenprüfung (§ 
11 Abs. 3 InvStG) der Finanzverwaltung, werden 
für das Geschäftsjahr wirksam, in dem die geän-
derte Feststellung unanfechtbar geworden ist. Die 
steuerliche Zurechnung dieser geänderten Feststel-
lung beim Anleger erfolgt dann zum Ende dieses 
Geschäftsjahres bzw. am Ausschüttungstag bei der 
Ausschüttung für dieses Geschäftsjahr. 
Damit treffen die Bereinigungen von Fehlern wirt-
schaftlich die Anleger, die zum Zeitpunkt der 
Fehlerbereinigung an dem Sondervermögen betei-
ligt sind. Die steuerlichen Auswirkungen können 
entweder positiv oder negativ sein. 

25.9. Zwischengewinnbesteuerung 
Zwischengewinne sind die im Verkaufs- oder Rück-
gabepreis enthaltenen Entgelte für vereinnahmte 
oder aufgelaufene Zinsen sowie Gewinne aus der 
Veräußerung von nicht in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 
Buchstaben a) bis f) InvStG genannten Kapitalfor-
derungen, die vom Fonds noch nicht ausgeschüttet 
oder thesauriert und infolgedessen beim Anleger 
noch nicht steuerpflichtig wurden (etwa Stückzin-
sen aus festverzinslichen Wertpapieren vergleich-
bar). Der vom Sondervermögen erwirtschaftete 
Zwischengewinn ist bei Rückgabe oder Verkauf der 
Anteile durch Steuerinländer einkommen-
steuerpflichtig. Der Steuerabzug auf den Zwischen-
gewinn beträgt 25 % (zuzüglich Solidaritätszu-
schlag und ggf. Kirchensteuer).  
Der bei Erwerb von Anteilen gezahlte Zwischenge-
winn kann im Jahr der Zahlung einkommensteuer-
lich als negative Einnahme abgesetzt werden, wenn 
ein Ertragsausgleichsverfahren durchgeführt wird 
und sowohl bei der Veröffentlichung des Zwischen-
gewinns as auch im Rahmen der von den Berufs-
trägern zu bescheinigenden Steuerdaten hierauf 
hingewiesen wird. Er wird bereits beim Steuerab-
zug steuermindernd berücksichtigt. Wird der Zwi-
schengewinn nicht veröffentlicht, sind jährlich 6 % 
des Entgelts für die Rückgabe oder Veräußerung 
des Investmentanteils als Zwischengewinn anzu-
setzen. Bei betrieblichen Anlegern ist der gezahlte 
Zwischengewinn unselbständiger Teil der Anschaf-
fungskosten, die nicht zu korrigieren sind. Bei 
Rückgabe oder Veräußerung des Investmentanteils 
bildet der erhaltene Zwischengewinn einen unselb-
ständigen Teil des Veräußerungserlöses. Eine Kor-
rektur ist nicht vorzunehmen. 
Die Zwischengewinne können regelmäßig auch den 
Abrechnungen sowie den Erträgnisaufstellungen 
der Banken entnommen werden. 

25.10. Folgen der Verschmelzung 
von Sondervermögen 
In den Fällen der Verschmelzung eines Sonderver-
mögens in ein anderes inländischen Sondervermö-
gen kommt es weder auf der Ebene der Anleger 
noch auf der Ebene der beteiligten Sondervermö-

gen zu einer Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. 
dieser Vorgang ist steuerneutral. 
Das Gleiche gilt für die Übertragung aller Vermö-
gensgegenstände eines inländischen Sondervermö-
gens auf eine inländische Investmentaktiengesell-
schaft oder ein Teilgesellschaftsvermögen einer 
inländischen Investmentaktiengesellschaft. Erhal-
ten die Anleger des übertragenden Sondervermö-
gens eine Barzahlung im Sinne des § 40h InvG, ist 
diese wie eine Ausschüttung eines sonstigen Er-
trags zu behandeln. Vom übertragenden Sonder-
vermögen erwirtschafte und noch nicht ausge-
schüttete Erträge werden den Anlegern zum Über-
tragungsstichtag als sog. ausschüttungsgleiche 
Erträge steuerlich zugewiesen. 

25.11. Transparente, semitranspa-
rente und intransparente Besteue-
rung 
Die oben genannten Besteuerungsgrundsätze (sog. 
transparente Besteuerung) gelten nur, wenn sämt-
liche Besteuerungsgrundlagen im Sinne des § 5 
Abs. 1 InvStG bekannt gemacht werden (sog. 
steuerliche Bekanntmachungspflicht). Dies gilt 
auch insoweit, als das Sondervermögen Anteile an 
anderen inländischen Sondervermögen und In-
vestmentaktiengesellschaften, EG-Investment-
anteile und ausländische Investmentanteile, die 
keine EG-Investmentanteile sind, erworben hat 
(Zielfonds i.S.d. § 10 InvStG) und diese ihren 
steuerlichen Bekanntmachungspflichten nachkom-
men. 
Die Kapitalanlagegesellschaft ist bestrebt, sämtli-
che Besteuerungsgrundlagen, die ihr zugänglich 
sind, bekannt zu machen. 
Die erforderliche Bekanntmachung kann jedoch 
nicht garantiert werden, insbesondere soweit das 
Sondervermögen Zielfonds erworben hat und diese 
ihren steuerlichen Bekanntmachungspflichten nicht 
nachkommen. In diesem Fall werden die Ausschüt-
tungen und der Zwischengewinn des jeweiligen 
Zielfonds sowie 70 % der Wertsteigerung im letz-
ten Kalenderjahr des jeweiligen Zielfonds (mindes-
tens jedoch 6 % des Rücknahmepreises) als steu-
erpflichtiger Ertrag auf der Ebene des Sonderver-
mögens angesetzt. 
Die Kapitalanlagegesellschaft ist zudem bestrebt, 
Besteuerungsgrundlagen außerhalb des § 5 Abs. 1 
InvStG (wie insbesondere den Aktiengewinn, den 
Immobiliengewinn und den Zwischengewinn) be-
kannt zu machen. 

25.12. EU-Zinsrichtlinie/ Zinsinfor-
mationsverordnung 
Die Zinsinformationsverordnung (kurz ZIV), mit der 
die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 
2003, ABL. EU Nr. L 157 S. 38 umgesetzt wird, soll 
grenzüberschreitend die effektive Besteuerung von 
Zinserträgen natürlicher Personen im Gebiet der EU 
sicherstellen. Mit einigen Drittstaaten (insbesonde-
re mit der Schweiz, Liechtenstein, Channel Islands, 
Monaco und Andorra) hat die EU Abkommen abge-
schlossen, die der EU-Zinsrichtlinie weitgehend 
entsprechen. 
Dazu werden grundsätzlich Zinserträge, die eine im 
europäischen Ausland oder bestimmten Drittstaa-
ten ansässige natürliche Person von einem deut-
schen Kreditinstitut (das insoweit als Zahlstelle 
handelt) gutgeschrieben erhält, von dem deutschen 
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Kreditinstitut an das Bundeszentralamt für Steuern 
und von dort aus letztlich an die ausländischen 
Wohnsitzfinanzämter gemeldet.  
Entsprechend werden grundsätzlich Zinserträge, 
die eine natürliche Person in Deutschland von ei-
nem ausländischen Kreditinstitut im europäischen 
Ausland oder in bestimmten Drittstaaten erhält, 
von der ausländischen Bank letztlich an das deut-
sche Wohnsitzfinanzamt gemeldet. Alternativ be-
halten einige ausländische Staaten Quellensteuern 
ein, die in Deutschland anrechenbar sind. 
Konkret betroffen sind folglich die innerhalb der 
Europäischen Union bzw. in den beigetretenen 
Drittstaaten ansässigen Privatanleger, die grenz-
überschreitend in einem anderen EU-Land ihr De-
pot oder Konto führen und Zinserträge erwirtschaf-
ten.  
U. a. Luxemburg und die Schweiz haben sich ver-
pflichtet, von den Zinserträgen eine Quellensteuer 
i.H.v. 20 % (ab 1.7.2011: 35 %) einzubehalten. 
Der Anleger erhält im Rahmen der steuerlichen 
Dokumentation eine Bescheinigung, mit der er sich 
die abgezogenen Quellensteuern im Rahmen seiner 
Einkommensteuererklärung anrechnen lassen 
kann.  
Alternativ hat der Privatanleger die Möglichkeit, 
sich vom Steuerabzug im Ausland befreien zu las-
sen, indem er eine Ermächtigung zur freiwilligen 
Offenlegung seiner Zinserträge gegenüber der 
ausländischen Bank abgibt, die es dem Institut 
gestattet, auf den Steuerabzug zu verzichten und 
stattdessen die Erträge an die gesetzlich vorgege-
benen Finanzbehörden zu melden. 
Nach der ZIV ist von der Kapitalanlagegesellschaft 
für jeden in– und ausländischen Fonds anzugeben, 
ob er der ZIV unterliegt (in scope) oder nicht (out 
of scope). 
Für diese Beurteilung enthält die ZIV zwei wesentli-
che Anlagegrenzen.  
Wenn das Vermögen eines Fonds aus höchstens 
15 % Forderungen im Sinne der ZIV besteht, ha-
ben die Zahlstellen, die letztendlich auf die von der 
Kapitalanlagegesellschaft gemeldeten Daten zu-
rückgreifen, keine Meldungen an das Bundeszent-
ralamt für Steuern zu versenden. Ansonsten löst 
die Überschreitung der 15 %-Grenze  eine Melde-
pflicht der Zahlstellen an das Bundeszentralamt für 
Steuern über den in der Ausschüttung enthaltenen 
Zinsanteil aus.  
Bei Überschreiten der 40 % (bzw. für nach dem 
31.12.2010 endende Geschäftsjahre 25 %) -
Grenze ist der in der Rückgabe oder Veräußerung 
der Fondsanteile enthaltene Zinsanteil zu melden. 
Handelt es sich um einen ausschüttenden Fonds, so 
ist zusätzlich im Falle der Ausschüttung der darin 
enthaltene Zinsanteil an das Bundeszentralamt für 
Steuern zu melden. Handelt es sich um einen the-
saurierenden Fonds, erfolgt eine Meldung konse-
quenterweise nur im Falle der Rückgabe oder Ver-
äußerung des Fondsanteils. 

25.13. Hinweis 
Die steuerlichen Ausführungen gehen von der der-
zeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an 
in Deutschland unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtige oder unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtige Personen. Es kann jedoch keine Gewähr 
dafür übernommen werden, dass sich die steuerli-
che Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtspre-

chung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht 
ändert. 
 

26. Auslagerung. 
Die Gesellschaft hat folgende Aufgaben anderen 
Unternehmen übertragen: 
– Swap Collateral Management, 
– EDV-Service, 
– Interne Revision, 
– Compliance Monitoring 
– Kontrahentenrisiko, 
– KAG-Buchhaltung und Finanzen, 
– Middle Office (u.a. Trade Operations, Corporate 

Actions), 
– Fonds Administration, 
– Collateral Management (Wertpapierleihe), 
– Kontrollfunktion im Rahmen der Fonds Admi-

nistation / Collateral Management (Wertpapier-
leihe) 

– Wertpapierleihe 
– Portfolio Management. 

27. Jahres-/Halbjahresberichte/ 
Abschlussprüfer. 
Die Jahresberichte und Halbjahresberichte sind bei 
der Gesellschaft sowie bei der Depotbank erhält-
lich. 
Mit der Prüfung des Sondervermögens und des 
Jahresberichtes ist die Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Deloitte & Touche GmbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, München beauftragt. 

28. Zahlungen an die Anteilinha-
ber/ Verbreitung der Berichte und 
sonstige Informationen. 
Durch die Beauftragung der Depotbank ist sicher-
gestellt, dass die Anleger – soweit das Sonderver-
mögen die Ausschüttung von Erträgen vorsieht – 
diese Ausschüttungen erhalten und dass Anteile 
zurückgenommen werden. Die in diesem Verkaufs-
prospekt erwähnten Anlegerinformationen können 
auf dem unter Punkt 1.1 angegebenen Wege bezo-
gen werden. 

29. Weitere Investmentvermögen, 
die von der Kapitalanlagegesell-
schaft verwaltet werden. 
Von der Gesellschaft werden noch folgende In-
vestmentvermögen verwaltet, die nicht Inhalt die-
ses Verkaufsprospekts sind: 
a) Richtlinienkonforme Sondervermögen 
iShares Markit iBoxx € Liquid Sovereigns Capped 
1.5-10.5 (DE) 
iShares Markit iBoxx € Liquid Sovereigns Capped 
1.5-2.5 (DE) 
iShares Markit iBoxx € Liquid Sovereigns Capped 
2.5-5.5 (DE) 
iShares Markit iBoxx € Liquid Sovereigns Capped 
5.5-10.5 (DE) 
iShares Markit iBoxx € Liquid Sovereigns Capped 
10.5+ (DE) 
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iShares eb.rexx® Money Market (DE)  
iShares eb.rexx® Government Germany 1.5-2.5 
(DE) 
iShares eb.rexx® Government Germany 2.5-5.5 
(DE) 
iShares eb.rexx® Government Germany 5.5-10.5 
(DE) 
iShares eb.rexx® Government Germany 10.5+ 
(DE) 
iShares DivDAX® (DE) 
iShares MDAX® (DE) 
iShares TecDAX® (DE)  
iShares EURO STOXX 50 (DE) 
iShares EURO STOXX Select Dividend 30 (DE) 
iShares EURO STOXX (DE) 
iShares STOXX Europe 50 (DE) 
iShares STOXX Europe Select Dividend 30 (DE) 
iShares STOXX Europe 600 (DE) 
iShares STOXX Europe Large 200 (DE) 
iShares STOXX Europe Mid 200 (DE) 
iShares STOXX Europe Small 200 (DE) 
iShares ATX (DE) 
iShares Dow Jones U.S. Select Dividend (DE) 
iShares STOXX EU Enlarged  15 (DE) 
iShares Dow Jones Global TiShares STOXX Ameri-
cas 600 Real Estate Cap (DE) 
iShares STOXX Asia Pacific 600 Real Estate Cap 
(DE) 
iShares NASDAQ-100® (DE) 
iShares Nikkei 225® (DE) 
iShares Dow Jones China Offshore 50 (DE) 
iShares Dow Jones Asia Pacific Select Dividend  
30 (DE) 
iShares Dow Jones Eurozone Sustainability 
Screened (DE) 
iShares FTSE 100 (DE) 
iShares Dow Jones Industrial Average (DE) 
iShares Dow Jones-UBS Commodity Swap (DE) 
 
b) Gemischte Sondervermögen 
iShares EURO STOXX Banks (DE) 
iShares EURO STOXX Health Care (DE) 
iShares EURO STOXX Technology (DE) 
iShares EURO STOXX Telecommunications (DE) 
iShares SMI (DE) 
 
c) Richtlinienkonforme Teilgesellschaftsvermögen 
der iShares (DE) I Investmentaktiengesellschaft 
iShares STOXX Global Select Dividend 100 (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Automobiles & Parts 
(DE) 
iShares STOXX Europe 600 Banks (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Basic Resources (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Chemicals (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Construction &  
Materials (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Financial Services (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Food & Beverage (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Health Care (DE) 

iShares STOXX Europe 600 Industrial Goods &  
Services (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Insurance (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Media (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Oil & Gas (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Personal & Household 
Goods (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Real Estate (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Retail (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Technology (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Telecommunications 
(DE) 
iShares STOXX Europe 600 Travel & Leisure (DE) 
iShares STOXX Europe 600 Utilities (DE) 
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30. Belehrung über das Recht des 
Käufers zum Widerruf nach § 126 
InvG (Haustürgeschäfte). 
2. Ist der Käufer von Anteilen durch mündliche 

Verhandlungen außerhalb der ständigen Ge-
schäftsräume desjenigen, der die Anteile ver-
kauft oder den Verkauf vermittelt hat, dazu be-
stimmt worden, eine auf den Kauf gerichtete 
Willenserklärung abzugeben, so ist er an diese 
Erklärung nur gebunden, wenn er sie nicht der 
Kapitalanlagegesellschaft gegenüber binnen ei-
ner Frist von zwei Wochen schriftlich widerruft; 
dies gilt auch dann, wenn derjenige, der die An-
teile verkauft oder den Verkauf vermittelt, kei-
ne ständigen Geschäftsräume hat.. 

3. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige 
Absendung der Widerrufserklärung. Die Wider-
rufsfrist beginnt erst zu laufen, wenn die 
Durchschrift des Antrags auf Vertragsabschluss 
dem Käufer ausgehändigt oder ihm eine 
Kaufabrechnung übersandt worden ist und darin 
eine Belehrung über das Widerrufsrecht enthal-
ten ist, die den Anforderungen des § 355 Abs. 2 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs genügt. 
Ist streitig, ob oder zu welchem Zeitpunkt die 
Durchschrift des Antrags auf Vertragsabschluss 
dem Käufer ausgehändigt oder ihm eine 
Kaufabrechnung übersandt worden ist, trifft die 
Beweislast den Verkäufer. 

4. Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn 
der Verkäufer nachweist, dass 
a) der Käufer die Anteile im Rahmen seines 

Gewerbebetriebes erworben hat oder 
b) er den Käufer zu den Verhandlungen, die 

zum Verkauf der Anteile geführt haben, auf-
grund vorhergehender Bestellung gemäß 
§ 55 Abs. 1 der Gewerbeordnung aufge-
sucht hat. 

Handelt es sich um ein Fernabsatzgeschäft 
i.S.d. § 312b BGB, so ist beim Erwerb von Fi-
nanzdienstleistungen, deren Preis auf dem Fi-
nanzmarkt Schwankungen unterliegt (§ 312d 
Abs. 4 Nr. 6 BGB), ein Widerruf ausgeschlos-
sen. 

5. Ist der Widerruf erfolgt und hat der Käufer 
bereits Zahlungen geleistet, so ist die Kapital-
anlagegesellschaft verpflichtet, dem Käufer, 
gegebenenfalls Zug um Zug gegen Rücküber-
tragung der erworbenen Anteile, die bezahlten 
Kosten und einen Betrag auszuzahlen, der dem 
Wert der bezahlten Anteile am Tage nach dem 
Eingang der Widerrufserklärung entspricht. 

6. Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzich-
tet werden. 

7. Die Maßgaben der Absätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend für den Verkauf der Anteile durch 
den Anleger. 

31. Interessenskonflikte 
Beziehungen innerhalb der BlackRock Gruppe und 
zur Bank of America Gruppe, PNC Gruppe und 
Barclays Gruppe. 
 
Übergeordnete Holdinggesellschaft der Gesellschaft 
ist BlackRock, Inc., eine in Delaware, USA, gegrün-
dete Gesellschaft. Bank of America Corporation, 

PNC Bank N.A. und Barclays PLC sind wesentliche 
Gesellschafter der BlackRock, Inc.  
Beim Abschluss von Wertpapiergeschäften für das 
Sondervermögen können Gesellschaften der Bank 
of America Gruppe, der PNC Gruppe oder der 
Barclays Gruppe Effektenkommissions-, Devisen- 
und Bankdienstleistungen und sonstige Dienstleis-
tungen erbringen oder als Handelsvertreter zu 
ihren üblichen Vertragsbedingungen auftreten und 
daraus Nutzen ziehen.  
Provisionen an Broker und Handelsvertreter ent-
sprechen marktüblichen Bedingungen und sämtli-
che Mengen- oder sonstige Rabatte sowie Barpro-
visionsnachlässe werden an das Sondervermögen 
weiter gegeben. 
Soweit sie es für angemessen hält, kann die Ge-
sellschaft Dienstleistungen von Gesellschaften der 
Bank of America Gruppe, PNC Gruppe und Barclays 
Gruppe in Anspruch nehmen, sofern (a) deren 
Provisionen und sonstige Geschäftsbedingungen 
allgemein mit Angeboten nicht verbundener Broker 
und Handelsvertreter auf dem jeweiligen Markt 
vergleichbar sind und (b) dies im Einklang mit den 
Grundsätzen zur Erzielung der bestmöglichen Er-
gebnisse steht.   
In Übereinstimmung mit diesen Grundsätzen wird 
ein Teil der Anlagegeschäfte für das Sondervermö-
gen voraussichtlich durch Makler/Händler der Bank 
of America Group, der PNC Gruppe und der 
Barclays Gruppe getätigt; diese werden voraus-
sichtlich zu einer vergleichsweise kleinen Gruppe 
globaler Unternehmen gehören, denen jeweils ein 
größerer Teil der Geschäfte übertragen wird als 
anderen Firmen. 
Vorbehaltlich des Vorstehenden und der Einschrän-
kungen, die durch die Gesellschaft festgelegt wur-
den, ist es möglich, dass die Gesellschaft oder eine 
andere Gesellschaft der BlackRock Gruppe, der 
Bank of America Gruppe, der PNC Gruppe oder der 
Barclays Gruppe sowie die Geschäftsführer der 
genannten Gesellschaften (a) an dem Sonderver-
mögen bzw. an Geschäften für oder mit dem Son-
dervermögen beteiligt sind, oder dass eine sonstige 
Beziehung mit anderen Personen besteht, die zu 
einem potentiellen Konflikt mit ihren Verpflichtun-
gen gegenüber der Gesellschaft führt und (b) mit 
Gesellschaften der Bank of America Gruppe, PNC 
Gruppe oder Barclays Gruppe Geschäfte abschlie-
ßen bzw. deren Dienste nutzen, während sie diese 
Verpflichtungen erfüllen, , ohne dass sie verpflich-
tet sind, über die Gewinne oder Vergütungen aus 
dieser Aktivität Rechenschaft abzulegen. 
Mögliche Interessenkonflikte können beispielsweise 
entstehen, weil die betreffende Gesellschaft der 
BlackRock Gruppe, Bank of America Gruppe, PNC 
Gruppe oder Barclays Gruppe: 
(a) Geschäfte für andere Kunden tätigt; 
(b) über Mitglieder des Verwaltungsrats oder Ange-
stellte verfügt, die Mitglieder des Verwaltungsrates 
oder Aktionäre eines Unternehmens sind oder mit 
Wertpapieren dieses Unternehmens handeln oder 
anderweitig an diesem Unternehmen beteiligt sind, 
dessen Wertpapiere von der Gesellschaft in eige-
nem oder fremden Namen gehalten 
oder gehandelt werden; 
(c) unter Umständen von einer Provision, einer 
Gebühr, einem Kursaufschlag oder Kursabschlag 
profitiert, der nicht von der Gesellschaft im Zu-
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sammenhang mit einem Anlagegeschäft bezahlt 
wird; 
(d) als Vermittler für die Gesellschaft in Bezug auf 
Transaktionen tätig ist, bei denen sie gleichzeitig 
als Vermittler für andere ihrer eigenen Kunden 
auftritt; 
(e) als Auftraggeber für eigene Rechnung mit Anla-
gen und/oder Währungen mit der Gesellschaft oder 
deren Anteilinhabern handelt; 
(f) Transaktionen mit Anteilen eines Organismus 
für gemeinsame Anlagen oder eines anderen Un-
ternehmens tätigt, für die eine der Gesellschaften 
der BlackRock Gruppe, der Bank of America Grup-
pe, der PNC Gruppe oder der Barclays Gruppe als 
Manager, Betreiber, Bank, Berater oder Trustee 
agiert; 
(g) unter Umständen Transaktionen für die Gesell-
schaft abwickelt, die im Zusammenhang mit Plat-
zierungen und/oder Neuemissionen durch eine 
ihrer anderen Konzerngesellschaften stehen, die als 
Auftraggeber für eigene Rechnung agiert oder eine 
Vermittlerprovision bezieht. 
 
Bestimmte Wertpapiere können – wie vorstehend 
beschrieben – sowohl für das Sondervermögen als 
auch für andere Sondervermögen der Gesellschaft 
sowie der Fonds und Kunden anderer Gesellschaf-
ten der BlackRock Gruppe als tatsächliche oder 
potentielle Anlagen in Betracht kommen.  
Wegen unterschiedlicher Anlageziele und anderer 
Faktoren kann ein bestimmtes Wertpapier für ein 
bzw. einen oder für mehrere dieser Sondervermö-
gen bzw. Kunden erworben, für andere hingegen 
veräußert werden. 
Wenn die Käufe oder Verkäufe von Wertpapieren 
im Auftrag des Sondervermögens oder dieser Kun-
den ungefähr zum gleichen Zeitpunkt zur Bewer-
tung anstehen, werden diese Transaktionen, soweit 
praktikabel, in einer Weise abgewickelt, die für alle 
beteiligten Sondervermögen bzw. Kunden ange-
messen erscheint. Es können Fälle auftreten, in 
denen der Kauf oder Verkauf von Wertpapieren im 
Auftrag eines oder mehrerer Fonds bzw. Kunden 
der BlackRock Gruppe anderen Fonds bzw. Kunden 
der BlackRock Gruppe zum Nachteil gereichen. 
 
Folgendes sollte in Hinblick auf BlackRock Fonds 
beachtet werden, obwohl die Ausführungen nicht 
unbedingt relevant für die Sondervermögen sind, 
die von der Gesellschaft verwaltet werden. 
 
Wenn für dasselbe Wertpapier zum gleichen Zeit-
punkt für verschiedene Fonds bzw. Kunden entge-
gengesetzte Positionen (d.h. Long und Short) auf-
gebaut, gehalten oder glattgestellt werden, können 
dadurch die Interessen der Fonds bzw. Kunden auf 
der einen oder anderen Seite verletzt werden. Für 
BlackRock könnte dies einen Interessenkonflikt 
bedeuten, insbesondere dann, wenn BlackRock 
oder die beteiligten Portfoliomanager aus einer 
Aktivität im Vergleich zu anderen eine höhere Ver-
gütung erhalten. Diese Aktivität kann sich aus der 
Tatsache ergeben, dass dieses Wertpapier von 
verschiedenen Portfoliomanagement-Teams unter-
schiedlich eingeschätzt wird oder dass gerade Risi-
komanagement-Strategien implementiert werden 
und bestimmte Richtlinien und Verfahren in diesen 
Situationen nicht allgemein Anwendung finden.  

Dieser Konflikt kann auch auftreten, wenn inner-
halb desselben Portfoliomanagement-Teams so-
wohl Long-Only-Mandate als auch Long-Short-
Mandate oder Short-Only-Mandate bestehen oder 
bei der Implementierung von Risikomanagement-
Strategien. Wenn Mandate dieser Art innerhalb 
desselben Portfoliomanagement-Teams bestehen, 
dürfen Short-Positionen für ein Wertpapier in eini-
gen Portfolios, für das Long-Positionen in anderen 
Portfolios bestehen, oder Long-Positionen für ein 
Wertpapier in einigen Portfolios, für das Short-
Positionen in anderen Portfolios bestehen, nur im 
Einklang mit festgelegten Richtlinien und Verfahren 
abgewickelt werden.  
 
Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass ein 
angemessenes Treuhandprinzip herrscht und ge-
genläufige Transaktionen so ausgeführt werden, 
dass keine bestimmte Kundengruppe systematisch 
bevorzugt oder benachteiligt wird. Die Compliance 
Gruppe von BlackRock überwacht diese Richtlinien 
und Verfahren und kann deren Änderung oder die 
Einstellung bestimmter Aktivitäten fordern, um 
Konflikte auf das Mindestmaß zu beschränken. 
Ausnahmen von diesen Richtlinien und Verfahren 
bedürfen der Genehmigung durch die Compliance 
Gruppe.  
Unterschiedliche Ansichten in Bezug auf die kurz- 
und langfristige Wertentwicklung eines Wertpa-
piers, welche das Eingehen unterschiedlicher Posi-
tionen für dasselbe Wertpapier zum selben Zeit-
punkt rechtfertigen würden, würden beispielsweise 
unter das Treuhandprinzip fallen. Für Long-Only-
Konten könnte es in diesem Sinne unangebracht 
sein, das Wertpapier zu verkaufen, während es für 
kurzfristig orientierte Konten mit einem Short-
Mandat zweckmäßig sein könnte, in dem Wertpa-
pier kurzfristig eine Short-Position einzugehen. Der 
Versuch, die Auswirkungen der Wertentwicklung 
einer bestimmten Sparte eines Unternehmens zu 
neutralisieren, indem eine gegenläufige Position in 
einem anderen Unternehmen aufgebaut wird, des-
sen Geschäft im Wesentlichen mit dem fraglichen 
Segment vergleichbar ist, kann ebenfalls auf die-
sem Prinzip beruhen.  
Aufgrund der Bemühungen von BlackRock, derarti-
ge Konflikte wirkungsvoll zu handhaben, können 
bestimmte Anlagemöglichkeiten für die Kunden 
eventuell nicht wahrgenommen werden, oder es 
kann sein, dass BlackRock Geschäfte in anderer 
Weise abwickelt, als wenn diese Konflikte nicht 
vorhanden wären. Hierdurch kann wiederum die 
Anlageperformance beeinträchtigen werden.  
Die Gesellschaften der BlackRock Gruppe können 
im Hinblick auf die BlackRock Fonds (oder Teile 
eines BlackRock Fonds), für die sie Anlageverwal-
tungs- und -beratungsdienste erbringen, Broker 
(einschließlich, jedoch nicht beschränkt auf Broker, 
die mit BlackRock verbunden sind) beauftragen, 
die direkt oder über eine Drittpartei oder über 
vergleichbare Beziehungen Research- oder Ausfüh-
rungsdienstleistungen für BlackRock erbringen. 
Voraussetzung ist, dass sie nach Ansicht der 
BlackRock Gruppe eine gesetzlich vertretbare und 
angemessene Unterstützung für die betreffenden 
Gesellschaften der BlackRock Gruppe in Prozessen 
der Anlageentscheidung oder Auftragsausführung 
darstellen und begründeterweise erwartet werden 
kann, dass der Gesellschaft insgesamt Vorteile aus 
der Bereitstellung dieser Dienste erwachsen und 
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diese der Wertentwicklung der BlackRock Fonds 
zugute kommen. Zu diesen Research- oder Ausfüh-
rungsdienstleistungen gehören u.a., sofern dies im 
Rahmen der anwendbaren Gesetze gestattet ist - 
Research zu Unternehmen, Branchen und Wertpa-
pieren, wirtschaftliche und finanzielle Informatio-
nen und Analysen sowie Software für quantitative 
Analysen. Die auf diese Weise erhaltenen Rese-
arch- oder Ausführungsdienstleistungen können 
nicht nur für das Konto, dessen Provisionen zur 
Bezahlung für diese Dienstleistungen eingesetzt 
wurden, sondern auch für weitere Kundenkonten 
der BlackRock Gruppe genutzt werden. Solche 
Güter und Dienstleistungen beinhalten ausdrücklich 
keine Reisen, Unterbringung, Bewirtung, Waren 
oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit all-
gemeiner Verwaltung, Rechnerhardware, allgemei-
ne Büroausstattung oder Büroräume, Mitgliedsbei-
träge, Mitarbeitergehälter oder direkte Geldzahlun-
gen. Soweit BlackRock die Gelder aus Provisions-
zahlungen ihrer Kunden für die Bereitstellung von 
Research- oder Ausführungsdienstleistungen ein-
setzt, müssen Gesellschaften der BlackRock Gruppe 
nicht selbst für diese Produkte und Dienste zahlen. 
Gesellschaften der BlackRock Gruppe können Re-
search- oder Abwicklungsdienste in Anspruch neh-
men, die unter die von einem bestimmten Bro-
ker/Händler erbrachten Auftragsausführungs-, 
Clearing- und/oder Abwicklungsdienste fallen. 
Soweit eine Gesellschaft der BlackRock Gruppe 
Research- oder Ausführungsdienstleistungen auf 
dieser Grundlage nutzt, bestehen möglicherweise 
dieselben Konflikte im Zusammenhang mit der 
Bereitstellung dieser Dienste über Vereinbarungen 
mit Dritten. Beispielsweise wird das Research ef-
fektiv durch die Kundenprovisionen bezahlt, die 
auch zur Bezahlung der Ausführungs-, Clearing- 
und Ausführungsdienstleistungen verwendet wer-
den, die der Broker/Händler erbracht hat. Sie wer-
den daher nicht von dieser Gesellschaft der Black-
Rock Gruppe bezahlt. 
Jede Gesellschaft der BlackRock Gruppe kann vor-
behaltlich des Best-Execution-Grundsatzes bestrebt 
sein, diese Aufträge über Broker auszuführen, die 
im Sinne solcher Vereinbarungen Research- oder 
Ausführungsdienste erbringen. Auf diese Weise ist 
sichergestellt, dass kontinuierliche Research- oder 
Ausführungsdienstleistungen erbracht werden, die 
nach Überzeugung der Gesellschaft der BlackRock 
Gruppe nützlich für ihre Prozesse der Anlageent-
scheidung und Auftragsausführung sind. Eine Ge-
sellschaft der BlackRock Gruppe kann höhere Ge-
bührensätze zahlen oder scheinbar höhere Gebüh-
rensätze, als sie andernfalls bezahlt hätte, entrich-
tet haben, um Research- oder Ausführungsdienste 
zu erhalten, wenn diese Gesellschaft der BlackRock 
Gruppe nach Treu und Glauben feststellt, dass die 
gezahlte Provision im Verhältnis zum Wert der 
bereitgestellten Research- oder Ausführungsdienste 
angemessen ist. BlackRock Gruppe ist überzeugt, 
dass ihre Prozesse des Investmentresearch und der 
Auftragsausführung verbessert werden, wenn Pro-
visionsgelder für die Bereitstellung von Research- 
oder Ausführungsdiensten eingesetzt werden. 
Gleichzeitig verbessern sich die Aussichten auf 
höhere Anlagerenditen.  
BlackRock Gruppe kann ohne vorherige Mitteilung 
an die Kunden der BlackRock Gruppe gegebenen-
falls beschließen, die oben beschriebenen Verein-
barungen zu ändern, oder beschließen, sich in 

unterschiedlichem Maße dadurch zu binden, soweit 
dies nach den anwendbaren Gesetzen zulässig ist. 
 
Definitionen für die in dieser Nummer genannten 
folgenden Begriffe: 
 
„Bank of America Gruppe“: Unternehmen der Bank 
of America Gruppe, deren oberste Holdinggesell-
schaft die Bank of America Corporation ist. 
 
“Barclays Gruppe”: Unternehmen der Barclays 
Gruppe, deren oberste Holdinggesellschaft die 
Barclays plc ist. 
 
„BlackRock Fonds“: Fonds, die von der BlackRock 
Gruppe verwaltet werden, nicht aber von der 
BlackRock Asset Management Deutschland AG. 
 
„BlackRock Gruppe“: Unternehmen der BlackRock, 
Inc. sowie Tochtergesellschaften und mit dem 
Unternehmen verbundene Personen. 

 

„PNC Gruppe“: Unternehmen der PNC Gruppe, 
deren oberste Holdinggesellschaft die PNC Bank, 
N.A. ist. 



 28

Überblick über die bestehenden Anteilklassen 

32. Überblick über die bestehenden Anteilklassen des Sondervermögens 
iShares eb.rexx® Jumbo Pfandbriefe (DE) 
Anteilklassenbezeichnung iShares eb.rexx® Jumbo Pfandbriefe (DE) 

Wertpapierkennnummer WKN 263 526  

Börsengelistet ja 

Höhe der Verwaltungsvergütung 0,09 % 

Höhe des Ausgabeaufschlags 2 %; beim Kauf über die Börse fällt kein Ausgabeaufschlag an 

Höhe des Rücknahmeabschlags 1 %; beim Verkauf über die Börse fällt kein Rücknahmeabschlag an 

 
 



 29

 

Allgemeine 
Vertragsbedingungen. 

Allgemeine Vertragsbedingungen zur Regelung des 
Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern und der 
BlackRock Asset Management Deutschland AG, 
München, (nachstehend „Gesellschaft“ genannt) für 
die von der Gesellschaft verwalteten Richtlinien-
konformen Wertpapierindex-Sondervermögen 
(nachstehend „Sondervermögen“ genannt), die nur 
in Verbindung mit den für das jeweilige Sonder-
vermögen aufgestellten „Besonderen Vertragsbe-
dingungen“ gelten. 

§ 1 Grundlagen. 
1. Die Gesellschaft ist eine Kapitalanlagegesell-

schaft und unterliegt den Vorschriften des In-
vestmentgesetzes (InvG). 

2. Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld 
im eigenen Namen für gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger nach dem Grundsatz der Risi-
komischung in den nach dem InvG zugelasse-
nen Vermögensgegenständen gesondert vom 
eigenen Vermögen in Form von Sonderver-
mögen an. Über die hieraus sich ergebenden 
Rechte der Anleger werden von ihr Urkunden 
(Anteilscheine) ausgestellt. 

3. Das Rechtsverhältnis zwischen der Gesellschaft 
und dem Anleger richtet sich nach diesen Ver-
tragsbedingungen und dem InvG. 

§ 2 Depotbank. 
1. Die Gesellschaft bestellt ein Kreditinstitut als 

Depotbank; die Depotbank handelt unabhängig 
von der Gesellschaft und ausschließlich im Inte-
resse der Anleger. 

2. Der Depotbank obliegen die nach dem InvG und 
diesen Vertragsbedingungen vorgeschriebenen 
Aufgaben.  

§ 3 Fondsverwaltung. 
1. Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Ver-

mögensgegenstände im eigenen Namen für 
gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes. Sie 
handelt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
unabhängig von der Depotbank und aus-
schließlich im Interesse der Anleger und der In-
tegrität des Marktes. 

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den 
Anlegern eingelegten Geld die Vermögens-
gegenstände zu erwerben, diese wieder zu ver-
äußern und den Erlös anderweitig anzulegen; 
sie ist ferner ermächtigt, alle sich aus der Ver-
waltung der Vermögensgegenstände ergeben-
den sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen. 

3. Die Gesellschaft darf für gemeinschaftliche 
Rechnung der Anleger weder Gelddarlehen ge-
währen noch Verpflichtungen aus einem Bürg-
schafts- oder einem Garantievertrag eingehen; 

sie darf keine Vermögensgegenstände nach 
Maßgabe der §§ 47, 48 und 50 InvG verkaufen, 
die im Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses 
nicht zum Sondervermögen gehören. § 51 InvG 
bleibt unberührt. 

§ 4 Anlagegrundsätze. 
1. Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen 

nur solche Vermögensgegenstände erwerben, 
die darauf gerichtet sind, unter Wahrung einer 
angemessenen Risikomischung einen bestim-
mten, von der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (Bundesanstalt) anerkannten 
Wertpapierindex (Wertpapierindex) nachzubil-
den. Der Wertpapierindex ist insbesondere an-
zuerkennen, wenn 
a) die Zusammensetzung des Wertpapierindex 

hinreichend diversifiziert ist, 
b) der Index eine adäquate Bezugsgrundlage 

für den Markt darstellt, auf den er sich be-
zieht, und 

c) der Index in angemessener Weise veröffent-
licht wird. 

Die Gesellschaft bestimmt in den Vertragsbe-
stimmungen, welche Vermögensgegenstände 
für das Sondervermögen erworben werden dür-
fen. 

2. Für das Sondervermögen dürfen ausschließlich 
Wertpapiere, die im Wertpapierindex enthalten 
sind oder im Zuge von Indexänderungen in die-
sen aufgenommen werden (Indexwertpapiere), 
Wertpapiere, die auf diese Indexwertpapiere 
oder den zugrunde liegenden Index begeben 
werden, sowie Derivate und Finanzinstrumente 
mit derivativer Komponente auf Wertpapiere, 
Geldmarktinstrumente, Investmentanteile ge-
mäß § 8, anerkannte Finanzindizes, Zinssätze, 
Wechselkurse oder Währungen, in die das Son-
dervermögen nach den Vertragsbedingungen 
investieren darf, erworben werden. Bei der 
Nachbildung des zugrunde liegenden Index ist 
im Sinne einer direkten Duplizierung des Index 
den Anlagen in Indexwertpapieren der Vorrang 
gegenüber Anlagen in andere in Satz 1 genann-
ten zur Indexnachbildung dienlichen Vermö-
genswerte einzuräumen. Eine Nachbildung des 
zugrunde liegenden Index durch Wertpapiere, 
Derivate oder Finanzinstrumente mit derivativer 
Komponente, die den Index mittelbar nachbil-
den, ist nur zum Zwecke der Einhaltung der 
Grenzen des § 11 Absatz 7 geboten. 

3. Um den Wertpapierindex nachzubilden, darf der 
Anteil der im Sondervermögen befindlichen 
Vermögensgegenstände im Sinne des Absatzes 
2 Satz 1 einen Duplizierungsgrad von 
95 Prozent nicht unterschreiten. Derivate und 
Finanzinstrumente mit derivativer Komponente 
sind mit ihrem Anrechnungsbetrag für das 
Marktrisiko nach dem einfachen Ansatz gemäß 
der nach § 51 Absatz 3 InvG erlassenen 
Rechtsverordnung über Risikomanagement und 
Risikomessung in Sondervermögen (DerivateV) 
auf den Duplizierungsgrad anzurechnen. 

4. Der Duplizierungsgrad drückt den Anteil der 
Wertpapiere, Derivate und Finanzinstrumente 
mit derivativer Komponente gemäß § 51 Absatz 
1 InvG im Sondervermögen aus, der hinsicht-
lich der Gewichtung mit dem Wertpapierindex 
übereinstimmt. Der Duplizierungsgrad ist defi-
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niert als die Differenz zwischen 100 und der 
durch zwei geteilten, auf alle Wertpapiere und 
anzurechnenden Werte der Derivate und Finan-
zinstrumente mit derivativer Komponente ge-
mäß § 51 Absatz 1 InvG im Sondervermögen 
und auf alle Wertpapiere im Index aufsummier-
ten Betragsdifferenzen zwischen dem Gewicht 
der Wertpapiere im Index und dem anzurech-
nenden Gewicht der Wertpapiere in der Summe 
der anzurechnenden Werte des Sondervermö-
gens. 

 

§ 5 Wertpapiere. 
Sofern die „Besonderen Vertragsbedingungen“ 
keine weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die 
Gesellschaft vorbehaltlich des § 52 InvG Wertpa-
piere nur erwerben, wenn 

a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen 
oder dort an einem anderen organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind,  

b) sie ausschließlich an einer Börse außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder au-
ßerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zum Handel zugelassen oder dort an einem ande-
ren organisierten Markt zugelassen oder in diesen 
einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse 
oder dieses organisierten Marktes von der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bun-
desanstalt) zugelassen ist8, 

c) ihre Zulassung an einer Börse in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-

                                                                  
8 Die Börsenliste wird auf der Homepage der Bun-
desanstalt veröffentlicht. www.bafin.de 
 

päischen Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre 
Zulassung an einem organisierten Markt oder ihre 
Einbeziehung in diesen in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedin-
gungen zu beantragen ist, sofern die Zulassung 
oder Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt, 

d) ihre Zulassung an einer Börse zum Handel oder 
ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder 
die Einbeziehung in diesen außerhalb der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder au-
ßerhalb der anderen Vertragstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
nach den Ausgabebedingungen zu beantragen 
ist, sofern die Wahl dieser Börse oder dieses or-
ganisierten Marktes von der Bundesanstalt zuge-
lassen ist und die Zulassung oder Einbeziehung 
dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach 
ihrer Ausgabe erfolgt, 

e) es Aktien sind, die dem Sondervermögen bei ei-
ner Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zu-
stehen, 

f) sie in Ausübung von Bezugsrechten, die zum 
Sondervermögen gehören, erworben wurden, 

g) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die 
in § 47 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 InvG genannten Kri-
terien erfüllen, 

h) es Finanzinstrumente sind, die die in § 47 Absatz 
1 Satz 1 Nr. 8 InvG genannten Kriterien erfüllen. 

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buch-
staben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusätzlich 
die Vorraussetzungen des § 47 Absatz 1 Satz 2 
InvG erfüllt sind. 

§ 6 Geldmarktinstrumente. 
1. Sofern die „Besonderen Vertragsbedingungen“ 

keine weiteren Einschränkungen vorsehen, darf 
die Gesellschaft vorbehaltlich des § 52 InvG für 
Rechnung des Sondervermögens Instrumente, 
die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt 
werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die 
zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für das Sonder-
vermögen eine restliche Laufzeit von höchstens 
397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den 
Ausgabebedingungen während ihrer gesamten 
Laufzeit regelmäßig, mindestens aber einmal in 
397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder 
deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher 
Wertpapiere entspricht (Geldmarktinstrumen-
te), erwerben. Geldmarktinstrumente dürfen für 
das Sondervermögen nur erworben werden, 
wenn sie  
a) an einer Börse in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum zum Handel zu-
gelassen oder dort an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen 
einbezogen sind,  

b) ausschließlich an einer Börse außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
außerhalb der anderen Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum zum Handel zugelassen oder 
dort an einem anderen organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
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sofern die Wahl dieser Börse oder dieses or-
ganisierten Marktes von der Bundesanstalt 
zugelassen ist9, 

c) von den Europäischen Gemeinschaften, dem 
Bund, einem Sondervermögen des Bundes, 
einem Land, einem anderen Mitgliedstaat 
oder einer anderen zentralstaatlichen, regi-
onalen oder lokalen Gebietskörperschaft o-
der der Zentralbank eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union, der Europäischen 
Zentralbank oder der Europäischen Investi-
tionsbank, einem Drittstaat oder, sofern 
dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat 
dieses Bundesstaates oder von einer inter-
nationalen öffentlich-rechtlichen Einrichtung, 
der mindestens ein Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union angehört, begeben oder ga-
rantiert werden, 

d) von einem Unternehmen begeben werden, 
dessen Wertpapiere auf den unter den 
Buchstaben a) und b) bezeichneten Märkten 
gehandelt werden, 

e) von einem Kreditinstitut, das nach dem Eu-
ropäischen Gemeinschaftsrecht festgelegten 
Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder 
einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestim-
mungen, die nach Auffassung der Bundes-
anstalt denjenigen des Europäischen Ge-
meinschaftsrechts gleichwertig sind, unter-
liegt und diese einhält, begeben oder garan-
tiert werden, oder 

f) von anderen Emittenten begeben werden 
und den Anforderungen des § 48 Absatz 1 
Satz 1 Nr. 6 InvG entsprechen. 

2. Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 
dürfen nur erworben werden, wenn sie die je-
weiligen Voraussetzungen des § 48 Absatz 2 
und 3 InvG erfüllen. 

§ 7 Bankguthaben. 
Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonder-
vermögens Bankguthaben halten, die eine Laufzeit 
von höchstens zwölf Monaten haben. Die auf 
Sperrkonten zu führenden Guthaben können bei 
einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum unterhalten werden; die Guthaben 
können auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in 
einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen 
nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des 
Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, gehalten 
werden. Sofern in den „Besonderen Vertragsbedin-
gungen“ nichts anderes bestimmt ist, können die 
Bankguthaben auch auf Fremdwährung lauten. 

§ 8 Investmentanteile. 
1. Sofern in den „Besonderen Vertragsbedingun-

gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann 
die Gesellschaft für Rechnung eines Sonder-
vermögens Anteile an inländischen richtlinien-
konformen Sondervermögen und Investmen-
taktiengesellschaften sowie EU-
Investmentanteile im Sinne des InvG erwerben. 
Anteile an anderen inländischen Sondervermö-

                                                                  
9 Die Börsenliste wird auf der Homepage der Bun-
desanstalt veröffentlicht. www.bafin.de 

gen, Investmentaktiengesellschaften sowie aus-
ländische Investmentanteile, die keine EU-
Investmentanteile sind können erworben wer-
den, sofern sie die Anforderungen des § 50 Ab-
satz 1 Satz 2 InvG erfüllen. 

2. Anteile an inländischen Sondervermögen und 
Investmentaktiengesellschaften , EU-
Investmentanteile und ausländische Investmen-
tanteile gemäß § 50 Absatz 1 InvG darf die Ge-
sellschaft nur erwerben, wenn nach den Ver-
tragsbedingungen oder der Satzung der Kapi-
talanlagegesellschaft, der Investmentaktienge-
sellschaft oder der ausländischen Investment-
gesellschaft insgesamt höchstens 10 Prozent 
des Wertes ihres Vermögens in Anteilen an an-
deren inländischen Sondervermögen, Invest-
mentaktiengesellschaften oder ausländischen 
Investmentvermögen i.S.v. § 50 InvG angelegt 
werden dürfen. 

§ 9 Derivate. 
1. Sofern in den „Besonderen Vertragsbedingun-

gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann 
die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des 
Sondervermögens Derivate gemäß § 51 Absatz 
1 Satz 1 InvG und Finanzinstrumente mit deri-
vativer Komponente gemäß § 51 Absatz 1 Satz 
2 InvG einsetzen. Sie darf – der Art und dem 
Umfang der eingesetzten Derivate und Finan-
zinstrumente mit derivativer Komponente ent-
sprechend – zur Ermittlung der Auslastung der 
nach § 51 Absatz 2 InvG festgesetzten Marktri-
sikogrenze für den Einsatz von Derivaten und 
Finanzinstrumenten mit derivativer Komponen-
te entweder den einfachen oder den qualifizier-
ten Ansatz im Sinne der gemäß § 51 Abs. 3 
InvG erlassenen Rechtverordnung über Risiko-
management und Risikomessung in Sonder-
vermögen (DerivateV) nutzen; das Nähere re-
gelt der Verkaufsprospekt. 

2. Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz 
nutzt, darf sie regelmäßig nur Grundformen von 
Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer 
Komponente oder Kombinationen aus diesen 
Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer 
Komponente oder Kombinationen aus gemäß § 
51 Abs. 1 Satz 1 InvG zulässigen Basiswerten 
im Sondervermögen einsetzen. Komplexe Deri-
vate aus gemäß § 51 Abs. 1 Satz 1 InvG zuläs-
sigen Basiswerten dürfen nur zu einem ver-
nachlässigbaren Anteil eingesetzt werden. Der 
nach Maßgabe von § 16 DerivateV zu ermit-
telnde Anrechnungsbetrag des Sondervermö-
gens für das Marktrisiko darf zu keinem Zeit-
punkt den Wert des Sondervermögens über-
steigen. 
Grundformen von Derivaten sind: 
a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 

51 Absatz 1 InvG mit der Ausnahme von In-
vestmentanteilen nach § 50 InvG, 

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Ba-
siswerte nach § 51 Absatz 1 InvG mit Aus-
nahme von Investmentanteilen nach § 50 
InvG und auf Terminkontrakte nach Buch-
stabe a), wenn sie die folgenden Eigen-
schaften aufweisen: 

aa) eine Ausübung ist entweder während der 
gesamten Laufzeit oder zum Ende der 
Laufzeit möglich und 
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bb) der Optionswert hängt zum Ausübungs-
zeitpunkt linear von der positiven oder 
negativen Differenz zwischen Basispreis 
und Marktpreis des Basiswerts ab und 
wird null, wenn die Differenz das andere 
Vorzeichen hat; 

c) Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins- 
Währungsswaps; 

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), so-
fern sie die in Buchstabe b) unter Buchsta-
ben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaf-
ten aufweisen (Swaptions); 

e) Credit Default Swaps sofern sie ausschließ-
lich und nachvollziehbar der Absicherung 
des Kreditrisikos von genau zuordenbaren 
Vermögensgegenständen des Sondervermö-
gens dienen; 

3. Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz 
nutzt, darf sie - vorbehaltlich eines geeigneten 
Risikomanagementsystems - in jegliche Finan-
zinstrumente mit derivativer Komponente oder 
Derivate investieren, die von einem gemäß § 51 
Absatz 1 Satz 1 InvG zulässigen Basiswert ab-
geleitet sind. 
Hierbei darf der dem Sondervermögen zuzu-
ordnende potenzielle Risikobetrag für das 
Marktrisiko („Risikobetrag“) zu keinem Zeit-
punkt das Zweifache des potenziellen Risikobe-
trags für das Marktrisiko des zugehörigen Ver-
gleichsvermögens gemäß § 9 der DerivateV 
übersteigen. Alternativ darf der Risikobetrag zu 
keinem Zeitpunkt 20 Prozent des Wertes des 
Sondervermögens übersteigen. 

4. Unter keinen Umständen darf die Gesellschaft 
bei diesen Geschäften von den in den „Allge-
meinen und Besonderen Vertragsbedingungen“ 
oder in dem Verkaufsprospekt genannten Anla-
gegrundsätzen und –grenzen abweichen. 

5. Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzin-
strumente mit derivativer Komponente zum 
Zwecke der Absicherung, der effizienteren Port-
foliosteuerung und der Erzielung von Zusatzer-
trägen einsetzen, wenn und soweit sie dies im 
Interesse der Anleger für geboten hält. 

6. Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze für 
den Einsatz von Derivaten und Finanzinstru-
menten mit derivativer Komponente darf die 
Gesellschaft jederzeit vom einfachen zum quali-
fizierten Ansatz gemäß § 7 der DerivateV wech-
seln. Der Wechsel zum qualifizierten Ansatz be-
darf nicht der Genehmigung durch die Bundes-
anstalt, die Gesellschaft hat den Wechsel je-
doch unverzüglich der Bundesanstalt anzuzei-
gen und im nächstfolgenden Halbjahres- oder 
Jahresbericht bekannt zu machen. 

7. Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstru-
menten mit derivativer Komponente wird die 
Gesellschaft die DerivateV beachten. 

§ 10 Sonstige Anlageinstrumente. 
Sofern in den „Besonderen Vertragsbedingungen„ 
nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesell-
schaft für Rechnung eines Sondervermögens  bis 
zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermögens in 
Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 52 InvG 
investieren. 

§ 11 Ausstellergrenzen und Anla-
gegrenzen. 
1. Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im 

InvG, der DerivateV und die in den Vertragsbe-
dingungen festgelegten Grenzen und Beschrän-
kungen zu beachten. 

2. Die Gesellschaft darf bis zu 20 Prozent des 
Wertes des Sondervermögens in Wertpapiere 
eines Ausstellers (Schuldner) anlegen. 

3. Die in Absatz 2 bestimmte Grenze darf für 
Wertpapiere eines Ausstellers (Schuldners) auf 
bis zu 35 Prozent des Wertes des Sonderver-
mögens angehoben werden. Eine Anlage bis zu 
der Grenze nach Satz 1 ist nur bei einem einzi-
gen Aussteller (Schuldner) zulässig. 

4. Bei Vermögensgegenständen, die sich auf den 
zugrunde liegenden Index beziehen, ist der 
Kurswert der Indexwertpapiere anteilig auf die 
jeweiligen Ausstellergrenzen anzurechnen. Ent-
sprechendes gilt für Vermögensgegenstände, 
die sich auf ein einzelnes Indexwertpapier oder 
einen Korb von Indexwertpapieren beziehen. 
Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer 
Komponente gemäß § 51 Absatz 1 InvG sind 
entsprechend den §§ 18 und 19 der DerivateV 
auf die Ausstellergrenzen anzurechnen. 

5. Die Gesellschaft darf bis zu 5 Prozent des Wer-
tes des Sondervermögens in Bankguthaben und 
Geldmarktinstrumenten im Sinne der §§ 6 und 
7 anlegen, soweit in den „Besonderen Vertrags-
bedingungen“ nicht etwas anderes bestimmt 
wird. 

6. Die Gesellschaft darf insgesamt höchstens 10 
% des Wertes des Sondervermögens in Anteile 
an Investmentvermögen nach Maßgabe des § 8 
Absatz 1 investieren, wenn nach den Vertrags-
bedingungen oder der Satzung der Kapitalanla-
gegesellschaft, der Investmentaktiengesell-
schaft oder der ausländischen Investmentge-
sellschaft insgesamt höchstes 10 % des Wertes 
ihres Vermögens in Anteilen an anderen inlän-
dischen Sondervermögen, Investmentaktienge-
sellschaften oder ausländischen Investment-
vermögen angelegt werden dürfen. Die Gesell-
schaft darf für Rechnung des Sondervermögens 
nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebenen 
Anteile eines anderen inländischen oder auslän-
dischen Investmentvermögens erwerben. 

7. Soweit in den „Besonderen Vertragsbe-
dingungen“ nicht etwas anderes bestimmt wird, 
muss das Sondervermögen zu mindestens 
95 Prozent in Vermögenswerte gemäß § 4 Ab-
satz 2 Satz 1 auf den Wertpapierindex inves-
tiert sein. 

§ 12 Verschmelzung 
1. Die Gesellschaft darf nach Maßgabe des 

§ 2 Absatz 25 InvG 
a) sämtliche Vermögensgegenstände und Ver-

bindlichkeiten dieses Sondervermögens auf 
ein anderes oder ein neues, dadurch ge-
gründetes inländisches Investmentvermö-
gen übertragen, 

b) sämtliche Vermögensgegenstände und Ver-
bindlichkeiten eines anderen inländischen 
Investmentvermögens in dieses Sonderver-
mögen aufnehmen, 
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c) sämtliche Vermögensgegenstände und Ver-
bindlichkeiten eines anderen EU-
Investmentvermögens in dieses Sonderver-
mögen aufnehmen, 

d) sämtliche Vermögensgegenstände und Ver-
bindlichkeiten dieses Sondervermögens auf 
ein anderes oder ein neues, dadurch ge-
gründetes EU-Investmentvermögen über-
tragen. 

2. Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung 
der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde. Die 
Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus 
den §§ 40 bis 40 h InvG. 

3. Verschmelzungen eines EU-
Investmentvermögens auf das Sondervermögen 
können darüber hinaus gemäß den Vorgaben 
des Art. 2 Absatz 1 Buchstabe p Ziffer iii der 
Richtlinie 2009/65/EG erfolgen. 

§ 13 Darlehen. 
1. Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonder-

vermögens einem Wertpapier-Darlehensnehmer 
gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Über-
tragung ausreichender Sicherheiten ein Wert-
papier-Darlehen auf unbestimmte oder be-
stimmte Zeit insoweit gewähren, als der Kurs-
wert der zu übertragenden Wertpapiere zu-
sammen mit dem Kurswert der für Rechnung 
des Sondervermögens demselben Wertpapier-
Darlehensnehmer bereits als Wertpapier-
Darlehen übertragenen Wertpapiere 10 Prozent 
des Wertes des Sondervermögens nicht über-
steigt. Der Kurswert der für eine bestimmte 
Zeit zu übertragenden Wertpapiere darf zu-
sammen mit dem Kurswert der für Rechnung 
des Sondervermögens bereits als Wertpapier-
darlehen für eine bestimmte Zeit übertragenen 
Wertpapiere 15 Prozent des Wertes des Son-
dervermögens nicht übersteigen. 

2. Wird die Sicherheit für die übertragenen Wert-
papiere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in 
Guthaben erbracht, darf die Gesellschaft von 
der Möglichkeit Gebrauch machen, diese Gut-
haben in Geldmarktinstrumente im Sinne des 
§ 48 InvG in der Währung des Guthabens anzu-
legen. Die Erträge aus der Anlage der Sicher-
heiten stehen dem Sondervermögen zu. 

3. Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer 
Wertpapiersammelbank oder von einem ande-
ren in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ 
genannten Unternehmen, dessen Unterneh-
mensgegenstand die Abwicklung von grenz-
überschreitenden Effektengeschäften für andere 
ist, organisierten Systems zur Vermittlung und 
Abwicklung der Wertpapier-Darlehen bedienen, 
welches von den Anforderungen der §§ 54 und 
55 InvG abweicht, wenn durch die Bedingungen 
dieses Systems die Wahrung der Interessen der 
Anleger gewährleistet ist. 

4. Sofern in den „Besonderen Vertragsbedingun-
gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die 
Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in     
Bezug auf Geldmarktinstrumente und Invest-
mentanteile gewähren, sofern diese Vermö-
gensgegenstände für das Sondervermögen    
erwerbbar sind. Die Regelungen des § 13 gelten 
hierfür sinngemäß. 

§ 14 Pensionsgeschäfte. 
1. Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonder-

vermögens Wertpapier-Pensionsgeschäfte im 
Sinne von § 340b Absatz 2 Handelsgesetzbuch 
gegen Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanz-
dienstleistungsinstituten abschließen. 

2. Die Pensionsgeschäfte müssen Wertpapiere 
zum Gegenstand haben, die nach den Ver-
tragsbedingungen für das Sondervermögen   
erworben werden dürfen. 

3. Die Pensionsgeschäfte dürfen höchstens eine 
Laufzeit von zwölf Monaten haben. 

4. Sofern in den „Besonderen Vertragsbedingun-
gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die 
Gesellschaft Pensionsgeschäfte auch in Bezug 
auf Geldmarktinstrumente und Investmentan-
teile gewähren, sofern diese Vermögensgegen-
stände für das Sondervermögen erwerbbar 
sind. Die Regelungen des § 14 gelten hierfür 
sinngemäß. 

§ 15 Kreditaufnahme. 
Die Gesellschaft darf für gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger kurzfristige Kredite bis zur Höhe 
von 10 Prozent des Sondervermögens aufnehmen, 
wenn die Bedingungen der Kreditaufnahme markt-
üblich sind und die Depotbank der Kreditaufnahme 
zustimmt.  

§ 16 Anteilscheine. 
1. Die Anteilscheine lauten auf den Inhaber und 

sind über einen Anteil oder eine Mehrzahl von 
Anteilen ausgestellt. 

2. Die Anteile können verschiedene Ausgestal-
tungsmerkmale insbesondere hinsichtlich der 
Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, 
des Rücknahmeabschlags, der Verwaltungsver-
gütung, der Mindestanlagesumme, der Wäh-
rung des Anteilswerts, der Höhe des Anteils-
werts, des Abschlusses von Währungskurssi-
cherungsgeschäften oder einer Kombination 
dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Ein-
zelheiten sind in den „Besonderen Vertragsbe-
dingungen“ festgelegt.  

3. Die Anteilscheine tragen mindestens die hand-
schriftlichen oder vervielfältigten Unterschriften 
der Gesellschaft und der Depotbank. Darüber 
hinaus weisen sie die eigenhändige Unterschrift 
einer Kontrollperson der Depotbank auf. 

4. Die Anteile sind übertragbar. Mit der Über-
tragung eines Anteilscheines gehen die in ihm 
verbrieften Rechte über. Der Gesellschaft      
gegenüber gilt in jedem Falle der Inhaber des   
Anteilscheines als der Berechtigte. 

5. Sofern die Rechte der Anleger bei der            
Errichtung des Sondervermögens oder die 
Rechte der Anleger einer Anteilklasse bei Ein-
führung der Anteilklasse nicht in einer Globalur-
kunde, sondern in einzelnen Anteilscheinen o-
der in Mehrfachurkunden verbrieft werden sol-
len, erfolgt die Festlegung in den „Besonderen 
Vertragsbedingungen“. 
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§ 17 Ausgabe und Rücknahme 
von Anteilscheinen, Rücknahme-
aussetzung. 
1. Die Anzahl der ausgegebenen Anteile und   

entsprechenden Anteilscheine ist grundsätzlich 
nicht beschränkt. Die Gesellschaft behält sich 
vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend 
oder vollständig einzustellen. 

2. Die Anteile können bei der Gesellschaft, der 
Depotbank oder durch Vermittlung Dritter     
erworben werden. 

3. Die Anleger können von der Gesellschaft die 
Rücknahme der Anteile verlangen. Die          
Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum   
jeweils geltenden Rücknahmepreis für Rech-
nung des Sondervermögens zurückzunehmen. 
Rücknahmestelle ist die Depotbank. 

4. Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die 
Rücknahme der Anteile gemäß § 37 InvG aus-
zusetzen, wenn außergewöhnliche Umstände 
vorliegen, die eine Aussetzung unter Berück-
sichtigung der Interessen der Anleger            
erforderlich erscheinen lassen. 

5. Die Kapitalgesellschaft hat die Anleger durch 
eine Bekanntmachung im Bundesanzeiger und 
darüber hinaus in einer hinreichend verbreite-
ten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den 
in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektro-
nischen Informationsmedien über die Ausset-
zung gemäß Absatz 4 und die Wiederaufnahme 
der Rücknahme zu unterrichten. Die Anleger 
sind über die Aussetzung und Wiederaufnahme 
der Rücknahme der Anteile unverzüglich nach 
der Bekanntmachung im Bundesanzeiger mit-
tels eines dauerhaften Datenträgers zu unter-
richten. 

§ 18 Ausgabe- und Rücknahme-
preise. 
1. Zur Errechnung des Ausgabe- und Rücknahme-

preises der Anteile wird der Wert der zu dem 
Sondervermögen gehörenden Vermögensge-
genstände (Inventarwert) zu den in Absatz 4 
genannten Zeitpunkten ermittelt und durch die 
Zahl der umlaufenden Anteile geteilt (Anteil-
wert). Werden gemäß § 16 Absatz 2 unter-
schiedliche Anteilklassen für das Sondervermö-
gen eingeführt, ist der Anteilwert sowie der 
Ausgabe- und Rücknahmepreis für jede Anteil-
klasse gesondert zu ermitteln. Die Bewertung 
der Vermögensgegenstände erfolgt gemäß § 36 
InvG und der Investment-Rechnungslegungs- 
und Bewertungsverordnung (InvRBV). 

2. Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert 
zuzüglich eines in den „Besonderen Vertragsbe-
dingungen“ gegebenenfalls festgesetzten Aus-
gabeaufschlags. Der Rücknahmepreis entspricht 
dem Anteilwert abzüglich eines gegebenenfalls 
in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ fest-
gesetzten Rücknahmeabschlags. Sofern vom 
Anleger außer dem Ausgabeaufschlag oder 
Rücknahmeabschlag sonstige Kosten zu ent-
richten sind, ist deren Höhe und Berechnung in 
den „Besonderen Vertragsbedingungen“        
anzugeben. 

3. Der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe und 
Rücknahmeaufträge ist spätestens der auf den 

Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rücknahme-
auftrags folgende Wertermittlungstag, soweit in 
den „Besonderen Vertragsbedingungen“ nichts 
anderes bestimmt ist. 

4. Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden 
börsentäglich ermittelt. Soweit in den „Beson-
deren Vertragsbedingungen“ nichts weiteres 
bestimmt ist, können die Gesellschaft und die 
Depotbank an gesetzlichen Feiertagen, die Bör-
sentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember 
jeden Jahres  von einer Ermittlung des Wertes 
absehen; das Nähere regelt der Verkaufspros-
pekt. 

§ 19 Kosten. 
In den „Besonderen Vertragsbedingungen“ werden 
die Aufwendungen und die der Gesellschaft, der 
Depotbank und Dritten zustehenden Vergütungen, 
die dem Sondervermögen belastet werden können, 
genannt. Für Vergütungen im Sinne von Satz 1 ist 
in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ darüber 
hinaus anzugeben, nach welcher Methode, in   
welcher Höhe und auf Grund welcher Berechnung 
sie zu leisten sind.  

§ 20 Rechnungslegung. 
1. Spätestens vier Monate nach Ablauf des Ge-

schäftsjahres des Sondervermögens macht die 
Gesellschaft einen Jahresbericht einschließlich 
Ertrags- und Aufwandsrechnung gemäß § 44 
Absatz 1 InvG bekannt. 

2. Spätestens zwei Monate nach der Mitte des 
Geschäftsjahres macht die Gesellschaft einen 
Halbjahresbericht gemäß § 44 Absatz 2 InvG 
bekannt. 

3. Wird das Recht zur Verwaltung des Sonderver-
mögens während des Geschäftsjahres auf eine 
andere Kapitalanlagegesellschaft übertragen 
oder das Sondervermögen während des Ge-
schäftsjahres auf ein anderes Sondervermögen 
oder EU-Investmentvermögen verschmolzen, so 
hat die Gesellschaft auf den Übertragungsstich-
tag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den 
Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß 
§ 44 Absatz 1 InvG entspricht. 

4. Wird ein Sondervermögen abgewickelt, hat die 
Depotbank jährlich sowie auf den Tag, an dem 
die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungs-
bericht zu erstellen, der den Anforderungen an 
einen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht. 

5. Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der 
Depotbank und weiteren Stellen, die im       
Verkaufsprospekt und in den wesentlichen An-
legerinformationen anzugeben sind, erhältlich; 
sie werden ferner im Bundesanzeiger bekannt 
gemacht. 

§ 21 Kündigung und Abwicklung 
des Sondervermögens. 
1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des Son-

dervermögens mit einer Frist von mindestens 
sechs Monaten durch Bekanntmachung im      
Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahres-
bericht oder Halbjahresbericht kündigen. Die 
Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt 
gemachte Kündigung mittels eines dauerhaften 
Datenträgers unverzüglich zu unterrichten. 
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2. Mit dem Wirksamwerden der Kündigung erlischt 
das Recht der Gesellschaft, das Sondervermö-
gen zu verwalten. In diesem Falle geht das 
Sondervermögen bzw. das Verfügungsrecht    
über das Sondervermögen auf die Depotbank 
über, die es abzuwickeln und an die Anleger zu 
verteilen hat. Für die Zeit der Abwicklung kann 
die Depotbank die der Gesellschaft zustehende 
Vergütung beanspruchen. Mit Genehmigung der 
Bundesanstalt kann die Depotbank von der Ab-
wicklung und Verteilung absehen und einer an-
deren Kapitalanlagegesellschaft die Verwaltung 
des Sondervermögens nach Maßgabe der bishe-
rigen Vertragsbedingungen übertragen.  

3. Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr 
Verwaltungsrecht nach Maßgabe des § 38 InvG 
erlischt, einen Auflösungsbericht zu erstellen, 
der den Anforderungen an einen Jahresbericht 
nach § 44 Absatz 1 InvG entspricht. 

§ 22 Änderungen der Vertragsbe-
dingungen. 
1. Die Gesellschaft kann die Vertragsbedingungen 

ändern. 
2. Änderungen der Vertragsbedingungen bedürfen 

der vorherigen Genehmigung durch die Bun-
desanstalt. Soweit die Änderungen nach Satz 1 
Anlagegrundsätze des Sondervermögens be-
treffen, bedürfen sie der vorherigen Zustim-
mung des Aufsichtsrates der Gesellschaft. 

3. Sämtliche vorgesehenen Änderungen werden 
im Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer 
hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Ta-
geszeitung oder in den im Verkaufsprospekt be-
zeichneten elektronischen    Informationsme-
dien bekannt gemacht. In einer Veröffentli-
chung nach Satz 1 ist auf die vorgesehenen Än-
derungen und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im 
Falle von Kostenänderungen im Sinne des 
§ 41 Absatz 1Satz 1 InvG, Änderungen der An-
lagegrundsätze des Sondervermögens im Sinne 
des § 43 Absatz 3 InvG oder Änderungen im 
Bezug auf wesentliche Anlegerrechte sind den 
Anlegern zeitgleich mit der Bekanntmachung 
nach Satz 1 die wesentlichen Inhalte der vorge-
sehenen Änderungen der Vertragsbedingungen 
und ihre Hintergründe sowie eine Information 
über ihre Rechte nach § 43 Absatz 3 InvG in ei-
ner verständlichen Art und Weise mittels eines 
dauerhaften Datenträgers gemäß 
§ 43 Absatz 5 InvG zu übermitteln. 

4. Die Änderungen treten frühestens am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger in 
Kraft, im Falle von Änderungen der Kosten und 
der Anlagegrundsätze jedoch nicht vor Ablauf 
von drei Monaten nach der entsprechenden Be-
kanntmachung. 

§ 23 Erfüllungsort, Gerichtsstand. 
1. Erfüllungsort ist der Sitz der Gesellschaft. 
2. Hat der Anleger im Inland keinen allgemeinen 

Gerichtsstand, so ist der Sitz der Gesellschaft 
Gerichtsstand. 
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Besondere Vertrags-
bedingungen für das 
Sondervermögen 
iShares eb.rexx® 
Jumbo Pfandbriefe 
(DE). 

Besondere Vertragsbedingungen zur Regelung des 
Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern und  
der BlackRock Asset Management Deutschland AG, 
München, (nachstehend „Gesellschaft“ genannt) für 
das von der Gesellschaft aufgelegte 
Richtlinienkonforme Wertpapierindex- 
Sondervermögen iShares eb.rexx® Jumbo 
Pfandbriefe (DE) (nachstehend „Sondervermö-
gen“ genannt), die nur in Verbindung mit den für 
das jeweilige Sondervermögen von der Gesellschaft 
aufgestellten „Allgemeinen Vertragsbedingungen“ 
gelten. 

Anlagegrundsätze und Anlage-
grenzen. 

§ 1 Vermögensgegenstände. 
1. Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen 

die folgenden Vermögensgegenstände erwer-
ben: 
a) Wertpapiere gemäß der nachstehend aufge-

führten Gattung: 
Schuldverschreibungen von Ausstellern mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
wenn die Schuldverschreibungen an einer Börse 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
zum amtlichen Markt zugelassen oder in einen 
organisierten Markt in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union einbezogen sind, der aner-
kannt und für das Publikum offen und dessen 
Funktionsweise ordnungsgemäß ist, oder deren 
Zulassung zum amtlichen Markt an einer Börse 
in der Europäischen Union oder deren Einbezie-
hung in den organisierten Markt in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union nach den 
Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern 
die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb ei-
nes Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt, 
b) Bankguthaben gemäß § 49 InvG. 
Die Auswahl der für das Sondervermögen zu 
erwerbenden Schuldverschreibungen gemäß 
Absatz 1 a) ist darauf gerichtet, unter Wahrung 
einer angemessenen Risikomischung den 
eb.rexx® Jumbo Pfandbriefe (Total Return In-
dex) (nachstehend „zugrunde liegender Index" 
genannt) nachzubilden.  

2. Der Erwerb von auf Fremdwährung lautenden 
Schuldverschreibungen im Sinne von 
§ 1 Absatz 1 a) ist ausgeschlossen. 

3. Geldmarktinstrumente gemäß § 48 InvG, Deri-
vate gemäß § 51 InvG, Investmentanteile ge-
mäß § 8 der "Allgemeinen Vertragsbedingun-
gen" und sonstige Anlageinstrumente gemäß 
§ 52 InvG dürfen für das Sondervermögen nicht 
erworben werden. 

4. Die Bankguthaben dürfen abweichend von 
§ 7 Satz 2 der "Allgemeinen Vertragsbedingun-
gen" nicht auf Fremdwährung lauten. 

§ 2 Darlehens- und Pensionsge-
schäfte. 
Die §§ 13 und 14 der „Allgemeinen Vertrags-
bedingungen“ sind bei den Anlagegrundsätzen und 
Anlagegrenzen zu berücksichtigen und gelten sinn-
gemäß auch für andere für das Sondervermögen 
erwerbbare Vermögensgegenstände, die nicht 
Wertpapiere sind. Die in Pension genommenen 
Wertpapiere sind auf die Anlagegrenzen des § 63 
InvG anzurechnen. 

§ 3 Anlagegrenzen. 
Der § 11 der „Allgemeinen Vertragsbedingungen“ 
ist bei den Anlagegrenzen zu berücksichtigen.  

Anteilklassen. 

§ 4 Anteilklassen. 
1. Für das Sondervermögen können Anteilklassen 

im Sinne von § 16 Absatz 2 der „Allgemeinen 
Vertragsbedingungen“ gebildet werden, die sich  
hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausga-
beaufschlags, des Rücknahmeabschlags, der 
Verwaltungsvergütung, der Mindestanlages-
umme, der Währung des Anteilswerts, der  Hö-
he des Anteilswerts, des Abschlusses von Wäh-
rungskurssicherungsgeschäften oder einer 
Kombination dieser Merkmale unterscheiden. 
Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit zu-
lässig und liegt im Ermessen der Gesellschaft. 

2. Der Anteilswert wird für jede Anteilsklasse 
gesondert errechnet, indem die Kosten der Auf-
legung neuer Anteilklassen, die Ausschüttungen 
(einschließlich der aus dem Fondsvermögen 
ggf. abzuführenden Steuern), die Ver-
waltungsvergütung ggf. einschließlich Ertrag-
sausgleich, ausschließlich dieser Anteilklasse 
zugeordnet werden. 

3. Die bestehenden Anteilsklassen werden sowohl 
im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und 
Halbjahresbericht einzeln aufgezählt. Die An-
teilklassen kennzeichnenden Aus-
gestaltungsmerkmale (Ertragsverwendung, 
Ausgabeaufschlag, Rücknahmeabschlag, Ver-
waltungsvergütung, Mindestanlagesumme, 
Währung, Höhe des Anteilswerts, Abschluss von 
Währungskurssicherungsgeschäften oder eine 
Kombination dieser Merkmale) werden im Ver-
kaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahres-
bericht im Einzelnen beschrieben. 

4. Der Abschluss von Währungskurssicherungsge-
schäften ausschließlich zugunsten einer einzi-
gen Währungsanteilsklasse ist zulässig. Als 
Währungskurssicherungsinstrumente sind nur 
Devisentermingeschäfte, Währungs-Futures, 
Währungsoptionsgeschäfte und Währungsswaps 
sowie sonstige Währungskurssicherungsge-
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schäfte, soweit sie den Derivaten im Sinne des 
§ 51 Absatz 1 InvG entsprechen, zulässig. Aus-
gaben und Einnahmen aufgrund eines Wäh-
rungskurssicherungsgeschäftes werden aus-
schließlich der betreffenden Währungsanteils-
klasse zugeordnet. 

Anteilscheine, Ausgabepreis, 
Rücknahmepreis, Rücknahme von 
Anteilen und Kosten. 

§ 5 Anteilscheine. 
1. Die Rechte der Anleger werden bei der Errich-

tung des Sondervermögens ausschließlich in 
Anteilscheinen verbrieft. 

2. Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögens-
gegenständen des Sondervermögens in Höhe 
ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen 
beteiligt. 

§ 6 Ausgabe- und Rücknahme-
preis. 
1. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im 

Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerin-
formationen und im Jahres- und Halbjahresbe-
richt die erhobenen Ausgabeauf- und Rücknah-
meabschläge an. 

2. Der Ausgabeaufschlag beträgt abhängig von der 
Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des An-
teilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, für 
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen 
niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen. 

3. Der Rücknahmeabschlag beträgt abhängig von 
der Anteilklasse je Anteil bis zu 1 Prozent des 
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, für 
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen 
niedrigeren Rücknahmeabschlag zu berechnen. 
Der Rücknahmeabschlag steht der Gesellschaft 
zu. 

§ 7 Kosten. 
1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des 

Sondervermögens aus dem Sondervermögen 
eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,09 Prozent 
pro Jahr abhängig von der Anteilklasse auf Ba-
sis des börsentäglich nach § 18 Absatz 1 der 
„Allgemeinen Vertragsbedingungen“ ermittelten 
Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, 
für eine, mehrere oder alle Anteilklassen eine 
niedrigere Verwaltungsvergütung zu berechnen. 
Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im 
Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahres-
bericht die erhobene Verwaltungsvergütung an. 
Die Verwaltungsvergütung wird dem Sonder-
vermögen monatlich in anteiligen Vorschüssen 
entnommen. 

2. Mit der Verwaltungsvergütung nach Absatz 1 
sind die Leistungen der Gesellschaft für das 
Sondervermögen, einschließlich der Kosten für 
die Tätigkeit der Depotbank, für die gesetzlich 
geforderten Drucke, Versendungen und Veröf-
fentlichungen im Zusammenhang mit dem Son-
dervermögen und für die Prüfung der Jahresbe-
richte durch den Abschlussprüfer der Gesell-
schaft abgegolten. 

3. Nicht gemäß Absatz 1 abgegolten sind folgende 
Aufwendungen: 
a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Er-

werb und der Veräußerung von Vermögens-
gegenständen entstehen (Transaktionskos-
ten), 

b) Bankübliche Depotgebühren, ggf. ein-
schließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Wertpapiere im 
Ausland sowie damit im Zusammenhang 
stehende Steuern, 

c) Kosten, die im Zusammenhang mit der lau-
fenden Kontoführung entstehen, 

d) Kosten für die Geltendmachung und 
Durchsetzung von Rechtsansprüchen des 
Sondervermögens, 

e) Kosten für die Information der Anleger des 
Sondervermögens mittels eines dauerhaften 
Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen. 

Diese Aufwendungen können dem Sonderver-
mögen zusätzlich zu der Verwaltungsvergütung 
gemäß Absatz 1 belastet werden. 

4. Die Gesellschaft kann bis zu 40 Prozent der 
Erträge aus dem Abschluss von Wertpapierdar-
lehensgeschäften für Rechnung des Sonder-
vermögens als pauschale Vergütung im Hinblick 
auf Kosten, die im Zusammenhang mit der Vor-
bereitung und Durchführung von solchen Wert-
papierdarlehensgeschäften entstehen, erhalten. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im 
Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-
schläge und Rücknahmeabschläge offen zu le-
gen, die dem Sondervermögen im Berichts-
zeitraum für den Erwerb und die Rücknahme 
von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet 
worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die di-
rekt oder indirekt von der Gesellschaft selbst 
oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wer-
den, mit der die Gesellschaft durch eine we-
sentliche unmittelbare oder mittelbare Beteili-
gung verbunden ist, darf die Gesellschaft oder 
die andere Gesellschaft für den Erwerb und die 
Rücknahme keine Ausgabeaufschläge oder 
Rücknahmeabschläge berechnen. Die Gesell-
schaft hat im Jahresbericht und im Halbjahres-
bericht die Vergütung offen zu legen, die dem 
Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, 
von einer anderen Kapitalanlagegesellschaft, 
einer Investmentaktiengesellschaft oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft 
durch eine wesentliche unmittelbare oder mit-
telbare Beteiligung verbunden ist oder einer 
ausländischen Investmentgesellschaft ein-
schließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 
Verwaltungsvergütung für die im Sondervermö-
gen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 
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Ertragsverwendung und Ge-
schäftsjahr. 

§ 8 Ausschüttung.  
1. Für die ausschüttenden Anteilklassen schüttet 

die Gesellschaft grundsätzlich die während des 
Geschäftsjahres für Rechnung des 
Sondervermögens angefallenen und nicht zur 
Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen, 
Dividenden und Erträge aus Investmentanteile 
sowie Entgelte aus Darlehens- und 
Pensionsgeschäften – unter Berücksichtigung 
des zugehörigen Ertragsausgleichs – aus. 
Veräußerungsgewinne und sonstige Erträge - 
unter Berücksichtigung des zugehörigen 
Ertragsausgleichs - können anteilig ebenfalls 
zur Ausschüttung herangezogen werden. 

2. Die Schlussausschüttung erfolgt innerhalb von 
vier Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres. 
Darüber hinaus kann die Gesellschaft 
unterjährig Zwischenausschüttungen 
vornehmen. 

3. Die Höhe der Zwischenausschüttung steht im 
Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht 
verpflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt 
einer Zwischenausschüttung angesammelten 
ausschüttbaren Erträge gemäß Absatz 1 
auszuschütten, sondern sie kann die 
ordentlichen Erträge auch bis zum nächsten 
Ausschüttungstermin vortragen. 

4. Durch die Zwischenausschüttungen soll eine 
Abweichung der Performance des 
Sondervermögens gegenüber der Performance 
des zugrunde liegenden Index minimiert 
werden.  

5. Ausschüttbare anteilige Erträge gemäß Absatz 1 
können zur Ausschüttung in späteren 
Geschäftsjahren insoweit vorgetragen werden, 
als die Summe der vorgetragenen Erträge 15 
Prozent des jeweiligen Wertes des 
Sondervermögens zum Ende des 
Geschäftsjahres nicht übersteigt. Erträge aus 
Rumpfgeschäftsjahren können vollständig 
vorgetragen werden. 

6. Im Interesse der Substanzerhaltung können 
anteilige Erträge teilweise, in Sonderfällen auch 
vollständig zur Wiederanlage im 
Sondervermögen bestimmt werden. 

7. Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden, 
werden die Erträge ausgeschüttet. 

§ 9 Thesaurierung. 
Für die thesaurierenden Anteilklassen legt die 
Gesellschaft die während des Geschäftsjahres für 
Rechnung des Sondervermögens angefallenen und 
nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, 
Dividenden und sonstige Erträge – unter 
Berücksichtigung des zugehörigen 
Ertragsausgleichs – sowie die 
Veräußerungsgewinne der thesaurierenden 
Anteilklassen im Sondervermögen anteilig wieder 
an. 

§ 10 Geschäftsjahr. 
Das Geschäftsjahr des Sondervermögens beginnt 
am 1. Mai und endet am 30. April. 

§ 11 Namensbezeichnung. 
Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile 
mit der ursprünglichen Namensbezeichnung 
„eb.rexx® Jumbo PfandbriefeEX“ erworben haben, 
bleiben unberührt. 
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